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Der Heimatdienft 


Die Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsreform als politiſches 
und wirtfchaftliches Problem. 


Don Tag zu Tag mehren ſich die Stimmen, immer mehr 
Kräftegruppen treten auf den Plan, die nach einer Verfaſſungs⸗ und 
Derwaltungsreform in Deutjchland rufen. Das eine ift jedenfalls 
ſchon heute deutlich erkennbar, daß es ſich dabei nicht mehr um 
gelegentliche Außerungen deutſcher Reformfreudigkeit handelt, hier 
ringt der Wille breiter Schichten um die Löſung 
lebenswichtiger ſtaatspolitiſcher Fragen. Wie am 
Anfang aller Polksbewegungen zeichnen ſich nur ganz allmäh⸗ 
lich die Ziele ab, nach denen man taſtet, ideelle und politiſche 
Wünſche verbünden fih mit materiellen Intereſſen. 
Das unklare Wollen gebiert Schlagwörter, Schlagwörter zünden, 
vereinen und trennen, ohne die erforderliche Klarheit zu bringen. 
In dieſem Stadium der Verwirrung gilt es ſich zu beſinnen und die 
Frage zu ſtellen: Worum geht der Streit der Meinungen und welches 
find die gewollten Ziele d 


I. Die politiſchen Reformpläne. 


Nachdem der am Ende nur noch geſchichtlich erklärliche Zauber 
des Heiligen Römiſchen Reiches Deutſcher Nation gebrochen war, 
begann ein neuer Abſchnitt in dem Jahrhunderte alten Kampf um 
die ſtaatliche Einheit der Deutſchen. Das „Teutſche Bunt“ iſt unter 
Führung Preußens zum Norddeutſchen Bunde geworden. Durch den 
Beitritt der wichtigſten ſüddeutſchen Länder iſt das Deutſche Reich 
geſchaffen. Manch ein Staat auf dem Boden, den das heutige 
Deutſche Reich umſpannt, iſt verſchwunden; zuletzt ſind es ſieben 
thüringiſche Staaten geweſen, die ſich zu einem Freiſtaat vereinigt 
haben, das Aufgehen Waldecks in Preußen iſt durch Staatsvertrag 
vorbereitet. Das Deutſche Reich umfaßt heute 18 Länder. Auf den 
an Blick könnte es fo fcheinen, als habe die Weimarer Der- 
aſſung den bundesſtaatlichen Charakter Deutſchlands in der 
Bismarckſchen Prägung bewahrt. Betrachtet man die tatſächliche und 
potenzielle Stärkung des Reichs gegenüber den Ländern aber genauer, 
ſo kann man zweifelhaft ſein, ob das Deutſche Reich überhaupt 
noch ein Bundesſtaat in einem vorher bekannten Sinne iſt. 
Das Verhältnis von Reich und Ländern, wie es in der geltenden 
Verfaſſung niedergelegt ift, beruht auf einem Kompromiß, und die 
Verfaſſung ift infolgedeſſen einem Wege vergleichbar, der zwar 
etwas vom Bundesſtaat ab⸗ und auf den Einheits- 
ſtaat zu-, aber nicht bis zu ihm hin führt. Hierdurch 
wird es verſtändlich, warum die geltende Reichsverfaſſung keinen 
ewigen Frieden im Kampf der Meinungen bilden kann. Es iſt das 
Geſetz des politiſchen Lebens, daß ſolche Swiſchenlöſung über kurz 
oder lang alle denkbaren Willensmeinungen heraufbeſchwören muß: 
derjenigen, die den Weg wieder zurückgehen, jener, die ihn mutig 
vollenden wollen, jener, die zögernd nur einen Schritt in der einen 
oder der anderen Richtung wagen, und endlich jener, die die 
Swifchenlöfung als endgültige Köfung betrachten möchten. Dies ift 
der tiefere Inhalt der verſchiedenen politiſchen Strömungen. 

Entſprechend dieſen ihren letzten Fielen legen die einen nun den 
Akzent mehr auf die territoriale Neugliederung in 
Deutſchland, die anderen auf die Verteilung der Zu- 
ſtän digkeiten zwiſchen Reich und Ländern. Die 
radikalſte aller territorialen Forderungen will den Ein- 
heitsſtaat; an Stelle der Länder follen Derwal- 
tungsprovinzen treten. Weniger weitgehend find die 
Zwiſchenlöſungsvorſchläge derjenigen, die einen 
Doppelſtaat aus Nord⸗ und Süddeutſchland ſchaffen 
wollen, oder einen Triasſtaat, indem zwiſchen Nord und Süd 
ein mitteldeutſcher Staat größeren oder geringeren Umfanges ein⸗ 
zuſchieben ſei. Es folgen die Dorfchläge derer, die die Länder unter 
engerer Anlehnung an das geſchichtlich Gewordene noch mehr erhalten 
wiſſen wollen und nur das Perſchwinden einiger kleine⸗ 
rer Länder fordern. Andere wollen ſich mit der Abſchaffung der 
vielen Länderenklaven begnügen, deren Zahl auf etwa 
150 angegeben wird, und machen darüber hinaus Dorfchläge zu 
Grenzberichtigungen unter vorwiegend wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten. 

Verbunden mit dieſen territorialen Reformvorſchlägen oder auch 
getrennt davon, immer aber um der gleichen letzten politiſchen Ziele 
willen, geht der Kampf der Meinungen um die Verteilung der Zu- 
ſtändigkeiten zwiſchen Reich und Ländern. Eine ftarfe Strömung 
ſetzt ſich dafür ein, den Ländern alle oder wenigſtens einen 
großen Teil derjenigen Machtbefugniſſe zurückzuübertragen, die 
ihnen durch die Weimarer Derfafjung genommen 
und auf das Reich übergegangen ſind; zum mindeſten 
aber wird verlangt, daß das Reih feinen Wirkungskreis 
gegenüber demjenigen der Länder nicht weiter ausdehnt. Dieſen 
Wünſchen auf der einen Seite ſteht die Forderung derer gegenüber, 
die die Länder mit ihren Parlamenten und Befugniſſen 
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gänzlich abſchaffen wollen. Hier kann man beobachten, daß ſich 
eine ſtarke Kräftegruppe insbeſondere hinter dem Schlagwort des 
dezentraliſierten Sinheitsſtaats ſchart. Dazwiſchen 
aber findet ſich eine faſt unüberſehbare Fülle von Dorjchlägen mehr 
oder weniger radikaler Art, deren Beſchreibung oder Aufzählung an 
dieſer Stelle zu weit führen würde. 


II. Die wirtſchaftlichen Reformpläne. 


Die vorſtehenden Forderungen ſind als rein politiſche Poſtulate 
dargeſtellt. Als ſolche werden ſie auch von gewiſſen Kreiſen geltend 
gemacht. Häufig werden die Forderungen aber auch mit dem Willen 
begründet, dadurch eine Sinſchränkung der öffentlichen 
Ausgaben herbeizuführen. Inſoweit berührt ſich die ſtarke 
politiſche mit der vielleicht noch ſtärkeren wirtſchaftlichen Reform⸗ 
ſtrömung. Diefe ift aus der ſchweren Sorge heraus geboren, ob und 
wie dem jährlich immer mehr anſchwellenden Geld- 
bedarf der öffentlichen Hand Einhalt geboten werden 
kann. Die Wirtſchaft hat ſich unter beiſpielloſer Anſpannung 
ihrer Kräfte von den Wunden des Krieges und der Nachkriegszeit 
weſentlich erholt. Diefe Erholung wird aber durch die 
ſteigenden öffentlichen Ausgaben gefährdet. Sie belaſten in 
der Form von Steuern und ſonſtigen Abgaben 
mittelbar oder unmittelbar die Wirtſchaft. Sie bilden einen Teil 
der Geſtehungskoſten aller Waren, deren Preis ſie 
erhöhen. In ihrem erdrückenden Ausmaß erſchweren ſie den 
Wettbewerb deutſcher Waren im Ausland, ſenken die Lebens- 
haltung und damit die Kaufkraft im Inland und erſcheinen ſo als 
die größte Gefahr für den weiteren Anſtieg der deutſchen Wirtſchaft. 
Senkung der öffentlichen Ausgaben in Reich, 
Ländern und Gemeinden ift daher der Kampfruf 
der Wirtſchaft und der Steuerzahler. In der gleichen Richtung 
bewegen ſich die ſchmerzlich empfundenen Mahnungen des Repa⸗ 
rationsagenten, dem es allein um die Sicherſtellung der 
Reparationszahlungen zu tun iſt. Fahlreich ſind die 
Vorſchläge, wie hier Abhilfe geſchaffen werden kann. Als befonders 
wirkungsvolles Heilmittel wird die Reform der öffentlichen Per- 
waltung empfohlen. Soweit die eigenartige und gewiß nicht ganz 
klare Abgrenzung der Aufgaben des Reichs von denen der Länder 
einen Auftrieb der öffentlichen Laſten zu bewirken ſcheint oder 
Handel und Verkehr fih durch die Machtverteilung und Länder- 
grenzen ſonſt beengt fühlen, vereinigt ſich, wie ſchon erwähnt, dieſe 
Forderung der Wirtſchaft mit den politiſchen Reformbeſtrebungen. 
Sie geht aber noch weit darüber hinaus und verlangt die Ratio ⸗ 
naliſierung und wirtſchaftlichere Geſtaltung 
aller öffentlichen Körperſchaften, Abbau von Behörden, Beamten 
und Aufgaben, Beſeitigung der behördlichen Doppelarbeit, Ver⸗ 
einfachung der Behördengliederung im übrigen, Dereinheitlichung der 
Steuer- und Verwaltungsgeſetze, tunlichſte Dezen- 
traliſierung der Derwaltungsgejhäfte u. a. m. 

Über das Ausmaß der Erſparungen, die durch eine ſolche Der- 
waltungsreform praktiſch erzielt werden können, gehen die Meinungen 
weit auseinander. Einen gewiſſen Maßſtab für die Summen, die auf 
diefe Weiſe erſpart werden können, mögen die Reformen abgeben, 
wie fe Baden durchgeführt hat und von anderen Landesregie⸗ 
rungen, wie Bayern, Sachſen, Thüringen, Heffen und 
Braunſchweig geplant oder in Angriff genommen find. Hier 
hat ſich überall herausgeſtellt, daß die Auswirkung ſolcher Maß⸗ 
nahmen, wenn fie im Rahmen der geltenden Derfaflungen durch 
geführt werden, nur 1—2 v. H. der gefamten Ausgaben der Länder 
ausmacht. Da fich bei den Ländern aber gezeigt hat, daß die jährliche 
Ausgabenerhöhung häufig um ein Vielfaches die auf dieſem Wege er- 
zielbaren Erſparniſſe ee verlangt man wirkungsvollere Re- 
formen, die vor den Verfaſſungen nicht Halt machen. Diele find fih 
darüber klar, daß mit Verwaltungsreformen allein, jo weitgehend fie 
auch ſein mögen, zwar weſentliche Ausgabenminderungen geſchaffen 
werden können, daß aber mit der durch ſie zu erzielenden Senkung 
des Verwaltungsaufwandes nicht das eigentliche 
Grundübel an der Wurzel angefaßt werden kann. 
Sie fordern, daß außer dieſen beſonders auch die übrigen fä c- 
lichen Ausgaben der öffentlichen Hand gedroſſelt werden, in erſter 
Linie die außerordentlichen und einmaligen Ausgaben, 
ferner aber auch die fortlaufenden allgemeinen Bewilligungen, die 
Dotationen und Subventionen. Neben dem Reich und 
den Ländern werden beſonders auch die Gemeinden und die 
Träger der Reichsverfiherung in den Kreis der Betrachtung 
gezogen, deren Aufwand und Ausgaben die Wirtſchaft in beſonders 
ſchnell wachſendem Maße zu belaſten ſcheinen. 

Diele find fih darüber klar, daß ſolche einſchneidenden Wir- 
kungen nur durch außergewöhnliche Mittel erzielt werden können. 
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Don maßgeblicher wirtſchaftlicher Seite wird eine Senkung der 
ne Sn 2 Ländern und Gemeinden erft auf die Höhe des 
Vorjahres und ſpäter auf 90 v. H. oder fogar 80 v. Ñ. der Aus- 
gaben des Jahres 1925 gefordert. Um dies zu erreichen, foll den 
Regierungen oder den Finanzminiſtern, der Aufſichtsbehörde oder der 
Exekutive in den Selbſtverwaltungen ein finanzielles 
Vetorecht bei der Verabſchiedung der Haushaltspläne eingeräumt 
und die Finanzgebarung allgemein einer verſchärften Aufſicht unter⸗ 
ſtellt werden. Der Verwirklichung näher ftehen die Pläne, die die 
gleichen oder ähnlichen Ergebniſſe lediglich durch die freiwillige 
Selbſtbeſchränkung der Parlamente erreichen wollen. Es wird in dieſer 
Beziehung an die Übung im engliſchen Unterhaus erinnert, wo der 
Speaker Anträge auf Ausgaben, die über die Regierungsvorſchläge 
hinausgehen, nicht zuläßt. Ferner ſteigt der Gedanke auf, gewiſſe Uus- 
gabenbewilligungen von einem qualifizierten Mehrheitsbeſchluß ab⸗ 
hängig zu machen. Ernſtere Beachtung findet auch der Vorſchlag, die 


Senkung der Ausgaben nicht von der Ausgabe- fordern von der Ein- 
nahmeſeite her durch Senkung der Steuern zu erzwingen. 
IH. Die Konferenz der Reichs⸗ und Länder miniſter. 
Die Regierungen des Reichs und der Länder als die in erſter 
Linie berufenen Stellen haben bislang zu allen dieſen politiſchen und 
wirtſchaftlichen Reformplänen nicht öffentlich Stellung genommen. 
Soweit ſich einzelne Miniſter zu den Fragen geäußert haben, ſind ihre 
Ausführungen lediglich als perſönliche Reinungen zu werten. Im 
Intereſſe der Beruhigung und der Klärung iſt es daher zu begrüßen, 
daß der Reichskanzler mit den Miniſtern der Länder eine eingehende 
Ausſprache über die Geſamtheit dieſer Probleme vereinbart hat. Man 
darf bei der Wichtigkeit aller dieſer Fragen geſpannt ſein, wie die 
führenden Männer des Deutſchen Reichs und der Länder die Der- 
faſſungs⸗ und Verwaltungsprobleme beurteilen, welche Vorſchläge fie 
machen und ob und welche Maßnahmen fie bei ihrer Fuſammenkunft 
beſchließen werden. 


Der Reichshaushaltsplan 1928. 


Don Öberregierungsrat Dr. Spielhagen. 


Früher als ſonſt hat ſich die allgemeine Kritik mit dem Haus- 
haltsplan des Reiches, der für die Zeit vom J. April 1928 bis zum 
51. März 1929- gelten foll, beſchäftigt. Während es ſonſt wie bei 
anderen Geſetzesvorlagen Üblich war, die Entwürfe der Reihs- 
regierung erſt nach der Beſchlußfaſſung im Reichsrat öffentlich zu 
beſprechen, hat die Preſſe diesmal bereits unmittelbar nach der 
Drucklegung des Regierungsentwurfs mit ausführlichen Berichten 
und Erörterungen begonnen. Bei der großen Bedeutung, die der 
öffentlichen Meinung in bezug auf die Haushaltsgeftaltung zukommt, 
wird man die vorzeitige Beſprechung an ſich begrüßen. Man wird 
ſich aber vor Augen halten müſſen, daß die Reichsregierung noch 
nach der Beſchlußfaſſung im Reichsrat wichtige Anderungen an dem 
Haushaltsplan vornehmen kann, ſo daß wir es zur Seit nur mit 
dem erſten, aber noch nicht mit dem endgültigen Regierungsentwurf 
zu tun haben. ; 

Das Derftändnis für den Inhalt des Haushalts wird durch 
einen eingehenden Überblick erleichtert, der, wie ſeit mehreren 
Jahren, dem Entwurfe in immer ausführlicherer Form vorangeſtellt 
wird. Der überblick, der mit feinen wertvollen Anlagen diesmal 
mehr als 78 große Druckſeiten umfaßt, ift jo weit ausgebaut und 
vertieft, daß er jede wünſchenswerte Aufklärung enthält. Es darf 
ausgeſprochen werden, daß es wohl einem Bedürfnis weiter Kreiſe 
entſpricht, wenn der Überblick als Sonderdruck im Buchhandel 
allgemein zugänglich gemacht würde. 8 

Fur Beurteilung des Geſamtabſchluſſes des Reichshaushalts 
möge folgende Fuſammenſtellung der vergleichbaren Zahlen aus den 
Vorjahren dienen. Die Ausgaben betragen in Millionen Reichsmark: 
1„§2?—kÿ !!! r ne tr 


1926 1927 1927 1928 
Soll nach Soll nach dem 
N dem Soll nach vorläufigen 
It) Regierungs- dem Geſetz] Regierungs- 
entwurf entwurf 


ordentliche 


außerordentliche 


Die vorſtehende Gegenüberſtellung regt zu mancherlei Be⸗ 
trachtungen an. Insbeſondere wird darin die Tatſache unter- 
ſtrichen, daß nach dem regelmäßigen Verlauf der Dinge die 
Doranſchläge der Reichsregierung bei der endgültigen Verabſchiedung 
durch den Reichstag häufig erheblich erhöht zu werden pflegen. Das 
Iſt für 1927 liegt noch nicht vor. Infolge der durch die erhöhten 
Steuereingänge zu erwartenden hohen Steuerüberweiſungen, durch 
die Erhöhung der Beamtengehälter, der Penfionen und Kriegs- 
beſchädigtenrenten ſowie durch weitere Ausgaben für die Liquidations⸗ 
geſchädigten und andere nachträgliche Ausgaben wird das Iſt 1927 
das Soll vorausſichtlich um mehrere hundert Millionen überſteigen, 
ſo daß im ganzen mit einer langſamen Aufwärtsbewegung der tat⸗ 
sächlichen Ausgaben des Reichs zu rechnen ift, Es wäre daher ver- 
früht, Kückſchlüſſe aus dem vorläufigen Entwurf der Reihs- 
regierung zu ziehen und dieſe Fahlen mit den Iſt⸗ und Sollzahlen 
vergangener Jahre in Vergleich zu ſetzen. Beſonders auffallend iſt 
in der Geſamtüberſicht das ſtändig fortſchreitende Bemühen, die 
außerordentlichen Ausgaben zu ſenken. Dieſe Bewegung wird durch 
die wachſende Schwierigkeit hervorgerufen, Anleihen zu annehm⸗ 
baren Bedingungen auf dem deutſchen Markt oder anderwärts 
unterzubringen. 


Den vorgeſchlagenen Ausgaben des ordentlichen Haushalts 
ſtehen Einnahmen in einer Höhe gegenüber, die auf den gleichen 
Betrag von 9556 Millionen Reichsmark geſchätzt werden. Der 
Haushalt „balanciert“ alſo. Der Hauptanteil an dieſen Einnahmen 
entfällt auf die Steuern, Abgaben und Zölle, im ganzen 
8692 Millionen Reichsmark. Obgleich in der Zwiſchenzeit 
mehrere Steuern geſenkt worden find, fo z. B. die Fuckerſteuer, und 
die künftige Senkung der Lohnſteuer auf Grund der ſogenannten 
„lex Brüning“ in Rechnung gezogen iſt, wird ein Ertrag erwartet, 
der um 950 Millionen Reichsmark, aljo um mehr als II v. B., die 
Schätzung des Steueraufkommens des Vorjahres überſteigt. In 
dieſer Entwicklung prägt ſich mit voller Deutlichkeit der konjunkturelle 
Aufſchwung der Wirtſchaft aus. Schaumwein⸗, Grunderwerb- und 
Körperſchaftsſteuer ſollen anteilmäßig am meiſten ſteigen, ein 
niedrigerer Ertrag wird lediglich für die geſenkte Fuckerſteuer 
erwartet, Erbſchafts- und Rennwettitener follen den gleichen Ertrag 
wie im Vorjahr bringen. Angeſichts der überragenden Bedeutung 
des Steueraufkommens für die Deckung des ordentlichen Haushalts 
ift es zu verſtehen, daß die allgemeine Wirtſchaftslage letzten Endes 
das Kückgrat der öffentlichen Finanzen ift, und daß ein Rückgang 
der Konjunktur verhängnisvolle Folgen für die Finanzgebarung 
des Reichs, der Länder und der Gemeinden haben kann. An ein- 
maligen Einnahmen find 500 Millionen Reichsmark eingeſtellt, die 
fih aus einem Münzprägungsgewinn in Höhe von 175 und einem 


Teil der für 1927 erwarteten Überſchüſſe in Höhe von 125 Mil- 


lionen Reichsmark zuſammenſetzen. Da die Überfchüffe nach der 
Haushaltsordnung eigentlich ausſchließlich zur Minderung des 
Anleihebedarfs verwendet werden ſollen, hat es der Aufnahme einer 
beſonderen Beſtimmung in den Entwurf des Haushaltsgeſetzes 
bedurft, um diefe außergewöhnliche, allerdings auch ſchon im Dor- 
jahr angewandte Notmaßnahme geſetzlich feſtzulegen. 

Nur ein Teil der im ordentlichen Haushalt ausgebrachten Aus- 
gaben verbleibt dem Reih für feine eigenen Zwecke. Für die 
Reparationszahlungen, die aus dem Haushalt zu beſtreiten find, 
müffen 1227, alfo rund 400 Millionen Reichsmark mehr als im Dor- 
jahre ausgeworfen werden. Es darf darauf hingewieſen werden, 
daß dieſe Mehrbelaſtung allein ſchon den Mehrbedarf gegenüber dem 
Soll für 1927 überſteigt. Die Überweiſungen, die das Reich den 
Ländern und Gemeinden nach dem Finanzausgleich ſchuldet und 
als Beitrag zu den Polizeikoſten zu leiſten hat, ſind um des höheren 
Steueraufkommens willen automatiſch um 675 auf 5085 Millionen 
Reichsmark geſtiegen, fo daß für den eigenen Reichsbedarf nur 
rund 5 Milliarden übrigbleiben. Hiervon entfällt der größte Anteil 
auf die Derforgung der Kriegsteilnehmer einſchließlich der Penſionen. 
In weitem Abſtand folgen die Ausgaben für die Wehrmacht, die 
Ausgaben für foziale Swede und die Koſten der Finanzverwaltung. 
Für die Derzinfung und Tilgung der Reichsſchuld müſſen 480 Mil- 
lionen Reichsmark, davon 550 für die Ablöſung der Papiermark⸗ 
anleihen des Reichs, aufgewendet werden. Außerdem bleiben noch 
die ſonſtigen inneren Kriegslaſten und die Ausgaben für wirtſchaft⸗ 
liche Zwecke zu erwähnen. Der Reſt entfällt auf den eigentlichen 
Behördenbedarf in ſächlicher und perſönlicher Beziehung. Zieht 
man die Steigerung der perſönlichen Ausgaben in Betracht, die eine 
Folge der Beſoldungsneureglung ift, fo wird man jagen konnen, daß 
der Regierungsentwurf ſchon in dem ordentlichen Haushalt ein 
deutliches Streben nach wirtſchaftlicher und ſparſamer Haushalts- 
führung erkennen läßt. 


Beſonders tritt dies bei dem außerordentlichen Haushalt zutage. 
Die dort vermerkten Ausgaben in Höhe von 150 Millionen Reids- 
mark ſetzen ſich wie folgt zuſammen: 
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Wohnungsbau und Siedlungswerk . 65 Millionen Reichsmark 
wertſchaffende Erwerbsloſenfürſorge 25 x N 
Kanal- und Eifenbahnbau (neu) . 41 A 
Rücklage in den Refervefonds des 
Kommiſſars für die verpfändeten 
Einnahmen (letzte Rate). . 19 F 7 


Zur Deckung des außerordentlichen Haushalts wird aus den 
ſchon oben erwähnten Gründen diesmal keine neue Anleihe- 
ermächtigung von der Reichsregierung verlangt. Die erforderlichen 
Mittel folen aus der Rückzahlung von Darlehen aufgebracht werden, 
die in den vergangenen Jahren aus dem außerordentlichen Haushalt 
für die wertſchaffende Arbeitsloſenfürſorge und — als Teil des 
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Arbeitsbeſchaffungsprogramms — an die Reichsbahn gegeben worden 
find. Außerdem erſcheint hier der Reft der für 1927 erwarteten 
Überſchüſſe, ſoweit fie nicht ausnahmsweiſe zur Deckung des ordent- 
lichen Haushalts herangezogen werden mußten, in Höhe von 
35 Millionen Reichsmark als Einnahme. Nach den bisherigen 
Einnahme⸗ und „ des laufenden Rechnungsjahres 
ſteht zu erwarten, daß der überſchuß höher als die fo in dem ordent- 
lichen und außerordentlichen Haushalt ausgewieſenen Summen in 
der Gefamthöhe von 160 Millionen Reichsmark fein wird. Ob 
dieſer Mehrüberſchuß zur weiteren Entlaſtung des außerordentlichen 
Haushalts herangezogen werden kann oder als Deckung für weitere 
vom Reichstag zu beſchließende Ausgaben verwendet werden muß, 
bleibt abzuwarten. 


Der Reichsſparkommiſſar. 


Don Geh. Regierungs- und Miniſterialrat Dr. Nieders, Berlin. 


1. Vorgeſchichte. 


Das Anſchwellen der Behörden während des Krieges und nach 
dem Umſturz in Verbindung mit den Kriegslaften und der einſetzenden 
Inflation gefährdete bereits in den Jahren 1919/20 die Reihs- 
finanzen. Überall ertönte der Ruf nach Sparſamkeit, Vereinfachung 
der Verwaltung und Abbau der Behörden einſchließlich der Keichs⸗ 
miniſterien. Deshalb wurde zu Beginn des Jahres 1920 der Prä⸗ 
ſident des Landesfinanzamts Unterweſer, Dr. Carl, zum Reihs- 
kommiſſar für Dereinfahungsfragen beim Keichsfinanzminiſterium 
beſtellt. Er ſuchte den Hebel für eine Vereinfachung gewiſſermaßen 
von oben anzuſetzen, indem er im Gktober 1920 eine Denkſchrift vor⸗ 
legte, die den Abbau von fünf Reichsminiſterien und die Ausgeſtal⸗ 
tung der Stellung der Präſidenten der Landesfinanzämter empfahl. 
Letztere ſollten zu Leitern ſämtlicher Keichsbehörden ihres Bezirks, 
etwa nach Maßgabe der preuß. Gberpräſidenten, ernannt werden. 
Dieſe Denkſchrift wurde abgelehnt, weil ſie ſchon in den betroffenen 
Jentralinſtanzen des Reichs auf Widerſpruch ſtieß, und Dr. Carl gab 
feinen Auftrag an die Reichsregierung zurück. Dieſe berief im fe- 
bruar 1921 eine Kommiffion zur Vereinfachung und Dereinheitlihung 
der Reichsverwaltung unter den Dorfi des Reichsminiſters des 
Innern. Ihre Aufgabe beſtand vor allem auch in der Löſung des 
Problems der zweckmäßigſten Verteilung der Aufgaben zwiſchen 
Reich, Ländern und Gemeinden, ferner in der Prüfung der Organi⸗ 
ſation der Reihs- und Länderbehörden. Sie bildete verſchiedene 
Unterkommiſſionen, erzielte jedoch im weſentlichen lediglich gewiſſe 
Anderungen in der Organiſation und dem Geſchäftsbetrieb des 
Reichsminiſteriums ſelbſt. 


2. Einſetzung des Reichsſparkommiſſars. 


Das Scheitern der vorbezeichneten Vereinfachungsmaßnahmen in 
Verbindung mit der wachſenden Entwertung der deutſchen Währung 
und dem Steigen der Kriegslaften führte Ende 1922 auf Grund eines 
Kabinettbeſchluſſes vom 27. November 1922 zu dem Erſuchen der 
Reichsregierung an den Präſidenten des Rechnungshofs des Deut⸗ 
jhen Reichs und der Preuß. Oberrechnungskammer, Staatsminiſter 
a. D. Saemiſch (früher Preußiſcher Finanzminiſter), im Benehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen den geſamten ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalt des Reichs, insbeſondere die Haushalte 
und die Haushaltsführung der einzelnen Reichsminiſterien durch⸗ 
zuprüfen, der Reichsregierung über das Ergebnis Gutachten zu er⸗ 
ſtatten und beſtimmte Vorſchläge ſowohl hinſichtlich etwaiger Er- 
ſparniſſe im Haushaltsplan wie in der Richtung auf Verbilligung 
und Dereinfachung der Verwaltung zu machen. Nachdem inzwiſchen 
die Ruhrbeſetzung ſich ausgewirkt und die deutſche Währung im No⸗ 
vember 1925 ihren Tiefſtand erreicht hatte, erging abermals ein 
Kabinettsbefchluß vom 5. Dezember 1925, durch den die Reichsregie⸗ 
rung ihr in dem vorbezeichneten Kabinettsbeſchluß vom 27. No- 
vember 1922 ausgeſprochenes Erſuchen an den Präſidenten des Rech⸗ 
nungshofs erneuerte und erweiterte. Dieſer Kabinettsbeſchluß band, 
was Staatsminiſter Saemiſch ſchon von vornherein abgelehmt hatte, 
ſeine Tätigkeit als Sparkommiſſar nicht an die Weiſungen des 
Reichsfinanzminiſteriums, bevollmächtigte ihn vielmehr ausdrücklich, 
„im Rahmen feiner beſonderen Aufgabe“ alle Ermittelungen anzu- 
ſtellen, die ihm zur Erfüllung ſeiner Aufgabe notwendig erſcheinen 
würden. Er konnte insbeſondere für Zwecke feiner Sonderaufgabe 
im Reih auch mit den Landesregierungen in unmittelbare Derbin- 
dung treten, um ſich über Einrichtungen und Tätigkeit von Landes⸗ 
behörden zu unterrichten. Außerdem wurde ihm „zur wirkſamen 
Förderung feiner Aufgabe“ beratende Stimme in allen Kabinetts- 
ſitzungen mit dem Recht der Antragſtellung in allen organiſatoriſchen, 
finanziellen und ſonſtigen mit ſeiner Aufgabe in Verbindung 
ſtehenden Angelegenheiten zugeſtanden. Schließlich war ausdrücklich 
ausgeſprochen, daß die geſetzlich feſtgelegte Unabhängigkeit des Spar⸗ 
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kommiſſars, Staatsminiſters a. D. Saemiſch, als Präſident des Rech⸗ 
nungshofs durch dieſe Aufgabe nicht berührt würde. 

Um dem Sparkommiſſar — der Titel „Reichsſparkommiſſar“ 
findet fih hier noch nicht — gegenüber den Reichsminiſterien und 
ſonſtigen Reichsbehörden die Möglichkeit des Durchgreifens und der 
Überwindung naturgemäß zu erwartender Widerſtände zu geben, 
erließ die Keichsregierung zur Durchführung des vorbezeichneten 
Kabinettsbeſchluſſes vom 3. Dezember 1925 beſondere Richtlinien. In 
ihnen ift den ſämtlichen Reichsbehörden einſchließlich der Reihs- 
miniſterien ſowie den Reichsbeamten gegenüber dem Sparkommiſſar 
eine Auskunftspflicht einſchließlich der Aktenvorlage in weiteſtem 
Sinne auferlegt worden. Ferner wurde dem Sparkommiſſar und 
ſeinen Vertretern ein Prüfungsrecht hinſichtlich der vorbezeichneten 
Behörden nach vorheriger Benachrichtigung des zuſtändigen Reihs- 
miniſters verliehen. Weiter waren die Reichsminiſterien angewieſen, 
den Sparkommiſſar von ſich aus bei Bearbeitung aller Maßnahmen 
von organiſatoriſcher oder finanzieller Bedeutung auf ihrem Arbeits- 
gebiet in Kenntnis zu ſetzen, ihn daran zu beteiligen und ihm fort- 
laufend Überfichten über alle in ihrem Bereich getroffenen Sparmaß⸗ 
nahmen zu übermitteln. Außerdem wurde dem Sparkommiſſar das 
Recht verliehen, Hilfskräfte heranzuziehen, die, wenn fie Reichsbeamte 
waren, von ihren zuſtändigen Behörden beurlaubt werden mußten, 
„ſoweit nicht unabweisbare dienſtliche Intereſſen entgegenſtehen“. 
Dabei war ausdrücklich ausgeſprochen worden, daß dieſe Beamten auf 
Grund der inzwiſchen in Kraft getretenen Perſonalabbauverordnung 
vom 27. Oktober 1925 nur nach Anhörung des Sparkommiſſars und 
„ des Reichsminiſters der Finanzen abgebaut werden 
durften. 

Um dem Sparkommiſſar auch außerhalb Berlins im Reich ſelbſt 
für notwendige Prüfungen und Vermittlungen das erforderliche 
Perſonal zu ſchaffen, wurde der Keichsminiſter der Finanzen zu einer 
Anweiſung an die Landesfinanzamtspräſidenten ermächtigt, als 
ſtändige Beauftragte des Sparkommiſſars nach Maßgabe des letzt⸗ 
genannten Habinettsbeſchluſſes ſowie der Richtlinien tätig zu werden 
und für dieſe Arbeit geeignete Hilfskräfte unter ihren Beamten 
heranzuziehen. Schließlich war, um von vornherein einen Einfluß 
des Sparkommiſſars auf den Haushalts voranſchlag ſicherzuſtellen, die 
Anweiſung gegeben, den Sparkommiſſar und ſeine Vertreter bei der 
Aufſtellung der Haushaltsvoranſchläge gutachtlich zu hören und ihn 
auch bei den Beratungen darüber zu beteiligen. Dann wurde dem 
Sparkommiſſar auch das Recht eingeräumt, bei planmäßigen UAn- 
ſtellungen und Beförderungen von der damals noch beſtehenden 
Sentralausgleichsſtelle vor deren Entſcheidung gutachtlich gehört zu 
werden. 

Hand in Hand mit dieſer weſentlichen Erweiterung der Befug- 
niſſe des Sparkommiſſars ging die durch Verordnung des Reihs- 
präſidenten vom 18. Dezember 1925 erfolgte Einſetzung einer Kom- 
miſſion aus drei Mitgliedern, der es obliegen ſollte, eine Verein- 
fachung der Verwaltung und eine Verringerung der Aufgaben des 
Reichs durchzuführen. Dor ihr wurden insbeſondere die Widerſprüche 
der Behörden bei der Durchführung der vom Sparkommiſſar zu 
machenden Dereinfachungs- und Abbauvorſchläge verhandelt und im 
Wege eines Beſchluß verfahrens entſchieden. Gegen ihre Beſchlüſſe 
war Einſpruch an das Reichskabinett zuläſſig, deſſen Entſcheidung — 
ſelbſtverſtändlich unter Ausſchluß des Rechtsweges und der Derwal- 
tungsgerichtsbarkeit — endgültig war. Die ſo gebildete Kommiſſion 
führte die Bezeichnung „Verwaltungsabbaukommiſſion“. Ihr Dor- 
ſitzender war der Sparkommiſſar, Staatsminiſter a. D. Saemiſch. 

Da der Sparkommiſſar keine etatsmäßige Behörde oder Reihs- 
ſtelle, andererſeits die Fülle der ihm übertragenen Arbeiten nicht ohne 
eine erhebliche Anzahl von Hilfskräften zu erledigen war, ſo mußte er 
fein Büro aus Beamten der verſchiedenſten Reſſorts zuſammenſetzen. 
Letzteres auch um deswillen, weil die Verſchiedenheit der von ihm zu 
prüfenden Behörden die Heranziehung ſachverſtändiger Beamter aus 
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allen Zweigen der Reichsverwaltung, und zwar ſowohl der Hoheits-, 
wie der Betriebsverwaltungen, notwendig machte. 8 
Schließlich wurden und werden neben Wartegeldempfängern für 
befondere Fälle Sachverſtändige als Gutachter herangezogen und teils 
pauſchal, teils von Fall zu Fall honoriert. 5 ; 
Mit diefem Stab von Mitarbeitern hat der Sparkommiſſar, ins- 
beſondere unter der Herrſchaft der jhon genannten Perſonalabbau⸗ 
verordnung die geſamte Reichwerwaltung dauernd kontrolliert, bei 
der Geſtaltung der Haushaltsanſchläge und dem Perſonalabbau mit⸗ 
gewirkt, Vereinfachungen und Umorganiſationen teils durch frei⸗ 
willige Fugeſtändniſſe der betroffenen Behörden, teils im Wege der Be- 
ſchlußfaſſung der D. A. K. durchgeſetzt und fo erheblich zu einer Der- 
einfahung und Verbilligung der Reichsverwaltung beigetragen. 
Gegenüber den Betriebsverwaltungen, Reichsbahn und Reichspoſt, 
hat er ſich im allgemeinen nicht betätigt, nachdem durch das Reichs⸗ 
poſtfinanzgeſetz vom 18. märz 1924 (Reichsgefegbl. I, S. 287) und 
das Keichsbahngeſetz vom 50. Auguſt 1924 (Keichsgeſetzbl. II. S. 272) 
dieſe beiden Verwaltungen aus dem Rahmen der Reichs verwaltung 
ausgeſchieden und ſelbſtändige Betriebsunternehmen geworden waren. 
Lediglich die vier Gberpoſtdirektionen Breslau, Hannover, Kiel und 
Karlsruhe ſind hinſichtlich der Derwaltungsarbeiten, nicht aber des 
Betriebes, im Jahre 1924 durd den Sparkommiſſar auf Grund vor= 
heriger Vereinbarung mit dem damaligen Reichspoſtminiſter einer 
Durchführung unterzogen worden. + k 
Die dem Sparkommiſſar gegebenen, ziemlich weitgehenden Be⸗ 
fugniſſe in Verbindung namentlich mit der Perſonalabbauverordnung 
und der ungünſtigen Finanzlage des Reichs haben ſeiner Tätigkeit 
zunächſt größere Erfolge geſichert als fie die früheren, vorher kurz 
ſkizzierten Dereinfachungs- und Sparmaßnahmen gezeitigt hatten. 
Etwaige Widerſtände wurden überwunden und es ſtellte fih trotz aller 
Meinungsverfchiedenheiten: im einzelnen ſchließ lich zwiſchen dem 
Sparkommiſſar und den Keichsminiſterien und Reichs behörden ein 
erträglicher modus vivendi heraus, der insbeſondere ein dauerndes 
Fuſammenarbeiten zwiſchen dem Sparkommiſſar und feinen Refe⸗ 
renten auf der einen Seite und den Keferenten, beſonders den Etats» 
referenten der Reihsminifterien auf der anderen Seite, möglich 
machte. . 
Dabei hat der Reichsſparkommiſſar, auch ohne formell an die 
Mitarbeit des Reichsfinanzminifteriums gebunden zu ſein, auf ein 
Fuſammenwirken mit dieſem von vornherein das größte Gewicht 
gelegt: eine Fuſammenarbeit, die im weſentlichen reibungslos von⸗ 
ſtatten ging. i 5 
Es würde zu weit führen, im einzelnen eine Nachweiſung auch 
nur der größeren auf Anregung des Sparkommiſſars erfolgten Der- 
einfachungen und 1 Anderungen zu geben, Immerhin 
ſoll hervorgehoben werden, daß 3. B. das Reichsſchaßminiſterium zum 
1. April 1925 und das Reichsminifterium für Wiederaufbau im 
Mai 1924 im weſentlichen auf Betreiben des Sparkommiſſars auf- 
gelöſt, das Reihsminifterium des Innern in feiner Organiſation 
vereinfacht und zahlreiche meiſt in der Kriegs- oder Nachkriegszeit 
aufgebaute Behörden (3. B. Zentralausgleichitelle, Treuhänder für 
das feindliche Dermögen, Reichswanderungsamt) entweder bejeitigt 
oder (3. B. Reichsausgleihsamt, Sentralnachweijeamt, Reichsarchiv⸗ 
nebenſtellen) weſentlich verringert und verkleinert ſind. ; . 
Dieſe Erfolge des Sparkommiſſars in Verbindung mit der fort⸗ 
dauernden Belaſtung durch die im Dawes⸗Plan geregelten Repa- 
rationszahlungen feſtigten nicht nur in der öffentlichen Meinung, 
ſondern auch im Reichstag und im Reichsrat die an fih naturgemäß 
undankbare und in Ermangelung eines beſonderen ‚Etats von den 
Entſchließungen der jeweiligen Reichsregierung abhängige Stellung 
des Sparkommiſſars. Bei den inzwiſchen eingetretenen Kabinetts= 
wechſeln wurde jedesmal, und zwar fpontan, der Auftrag an den 
Staatsminifter a. D. Saemiſch von dem neuen Reichskabinett be⸗ 
ſtätigt, und fo die Grundlage für eine Fortdauer ſeiner Tätigkeit ge- 
ſchaffen. deren Bedeutung zeigte ſich, auch wo ein unmittelbares 
Eingreifen nicht erforderlich wurde, in der Wirkung jeines bloßen 
Dorhandenfeins auf die mit der Beſſerung der Reichsfinanzen hie und 
da wieder hervortretende Neigung einer Vermehrung der ſachlichen 
und Perſonal-Ausgaben. y 
So weitgehend auch die Befugniſſe des Sparkommiſſars nach 
dem Kabinettsbeſchluß vom 5. Dezember 1925 und den zu ſeiner 
Ausführung erlaffenen Richtlinien fein mochten, fo ließen fie doch 
immerhin die Auslegung zu, daß der Sparkommiſſar lediglich Organ 
der Reichsregierung und nur dieſer, nicht aber dem Reichstag und 
ſeinen Ausſchüſſen gegenüber, zu Auskünften und Gutachten wie 
berechtigt, fo verpflichtet ſei. Demgegenüber verlangte der Reichstag 
den Sparkommiſſar unmittelbar zu hören und Einblick in die von 
ihm der Reichsregierung erſtatteten ſchriftlichen Gutachten zu 
erhalten. Den gleichen Wunſch hatte der Reichsrat. Auftauchende 
Differenzen wurden von Fall zu fall im allgemeinen dadurch 
behoben, daß der Sparkommiſſar oder ſeine Mitarbeiter mit 
Genehmigung der Reichsregierung den vorbezeichneten parla⸗ 
mentarifchen Inſtanzen Auskünfte erteilen durften. Gleichwohl 
blieb die grundſätzliche Frage ungelöſt und führte zu Reſolutionen 


des Reichstages, in denen die freie Auskunftspflicht des Spar⸗ 
kommiſſars auch gegenüber dem Reichstage und ſeinen Ausſchüſſen 
und gleichzeitig die Aufrechterhaltung und etatsmäßige Der- 
ankerung dieſer Stelle gefordert wurde. 


3. Die Statiſierung und der jetzige Aufgaben 
kreis des Reichsſparkommiſſars. 

Auf Grund der zuletzt dargelegten Verhandlungen ift dann der 
Sparkommiſſar, und zwar nunmehr unter der offiziellen Be- 
nennung „Reichsſparkommiſſar“ etatsmäßig verankert worden. Sein 
Büro befindet fih in Berlin Ws, Wilhelmſtraße 82/85 und 91. 
Im Wege einer Ergänzung zum Entwurf des Haushalts des 
Rechnungshofes des Deutſchen Reiches für das Rechnungsjahr 1922 
wurde der Reichsſparkommiſſar und fein Büro dem Rechnungshof 
eingegliedert, dabei aber gleichzeitig als künftig wegfallend bezeichnet 
(Anlage XIII B Kap. 2). Hierbei iſt die Perſonalunion zwiſchen 
Reichsſparkommiſſar und Präſident des Rechnungshofs des 
Deutſchen Reichs beibehalten, wobei die Tätigkeit des Reichsſpar⸗ 
kommiſſars als nebenamtliche Tätigkeit bezeichnet wird, für die 
eine beſondere Vergütung nicht gezahlt wird. 

Sur Durchführung ſeiner Aufgaben behält der Reichsſpar⸗ 
kommiſſar das ihm bereits bisher zuerkannte Recht der Prüfung und 
Beſichtigung von Reichsbehörden, wie auch diefe ihm oder feinen 
Beauftragten zur Auskunft in weitgehendem Maße und ebenſo zu 
feiner Beteiligung und Zuziehung bei organiſatoriſchen oder finan⸗ 
ziellen Maßnahmen verpflichtet find. Ferner hat das Reichsfinanz⸗ 
miniſterium den Reichsſparkommiſſar bei der Aufſtellung der Haus- 
haltsvoranſchläge zuzuziehen. Während die Ermächtigung der 
Reichsregierung für den Keichsſparkommiſſar zur Beanſpruchung der 
Landesregierungen zwecks Information über Landes⸗ und Gemeinde⸗ 
behörden aufrechterhalten iſt, wurde auf Grund der neueſten Ent⸗ 
wicklung hinzugefügt die Genehmigung zu Prüfungen auch bei 
Landesverwaltungen auf Wunſch der betreffenden Landesregierungen. 
Aufrechterhalten iſt weiter das Teilnahme- und Antragsrecht des 
Reichsjparfommifjars bei den Sitzungen der Reichsregierung, neu 
hinzugefügt die bisher ſchon praktiſch geübte Ermächtigung, ſich an 
den Sitzungen des Reichstages, des Keichsrats und des Reihs- 
wirtſchaftsrats oder ihrer Ausſchüſſe zu beteiligen. 

Die Neuordnung gibt dem Keichsſparkommiſſar, feinen Vertretern 
und Referenten bei voller Wahrung des beſonderen Dertrauensverhält- 
niſſes zur Reichsregierung die unbedingt notwendige Freiheit, ohne 
Einſchränkung durch die Refjorts ſowohl im Reichstag wie im Reichs- 
rat und ihren Ausſchüſſen ihre Meinung zur Geltung zu bringen 
und zu begründen. Sie ſchafft ſchließlich — und das ift ein Haupt- 
moment für eine weſentliche Vereinfachung der Geſamtverwaltung 
des Reichs und der Länder, einfchl. der viel beſprochenen Der- 
waltungsreform — die Möglichkeit, den Ländern auf beſonderes 
Erſuchen Gutachten zu erſtatten, die auch hier Vereinfachungen in 
der Verwaltung und im Behördenaufbau zur Folge haben. Don dieſer 
Möglichkeit iſt ſeitens der Länder bereits vor der Etatifierung des 
Reichsſparkommiſſars Gebrauch gemacht worden, indem Braun- 
ſchweig jhon im Jahre 1926 den Reichsſparkommiſſar um Durch- 
prüfung ſeiner geſamten Verwaltung erſuchte. Die betreffende Durch⸗ 
prüfung ift beendet, und der Reichsſparkommiſſar hat in feinem 
Gutachten die Möglichkeit erheblicher Vereinfachungen und 
Erſparniſſe feſtſtellen können. Die Braunſchweigiſche Staats- 
regierung hat fih im weſentlichen dieſen Vorſchlägen angeſchloſſen 
und fie Ende Gktober 1927 dem Landtag zur Entſcheidung vorgelegt. 
Eine gleichartige Durchprüfung iſt, übrigens im Benehmen mit dem 
Reichsfinanzminiſterium, z. 5. im Werke bei dem Freiſtaat Heffen, 
während Thüringen einen gleichartigen Antrag an den Reichsſpar⸗ 
kommiſſar geſtellt hat, und dort auch die Prüfung bereits begonnen 
worden iſt. Sachſen wird vorausſichtlich ſeine Staatsverwaltüng in 
eigener Regie auf Vereinfachungen und die Möglichkeit von Erſpar⸗ 
niſſen durchprüfen. Daß auch die Reichspoſt, und zwar hinſichtlich 
ihrer geſamten Tätigkeit (Verwaltung und Betrieb), demnächſt durch 
den Reichsſparkommiſſar beſichtigt werden wird, dürfte aus den Der- 
handlungen des Reichstags über die Porto- und Gebührenerhöhung 
bekannt fein. Nebenher geht immer die Möglichkeit, auch in 
beſonderen Fällen den Keichsſparkommiſſar mit Unterſuchungen und 
Ermittlungen zu betrauen. 

Die Perſonalunion zwiſchen Rechnungshof und Keichsſpar⸗ 
kommiſſar in der Perſon des Staatsminiſters Dr. med. h. c. Saemiſch, 
die jetzt durch die Angliederung von Planftellen an den Rechnungs⸗ 
hof eine Erweiterung erfahren hat, bietet ſchließlich den Vorteil 
einer planmäßigen Zuſammenarbeit zwiſchen Reichsſparkommiſſar 
und Rechnungshof, deſſen Referenten ſchon jetzt zum Teil gleichzeitig 
als Mitarbeiter des Keichsſparkommiſſars tätig find. Der Austauſch 
der beiderſeitigen Erfahrungen trägt zur Förderung ſowohl der Auf- 
gaben des Reichsſparkommiſſars wie des Rechnungshofs nicht un⸗ 
weſentlich bei. 

Bei der immerhin ungewiſſen finanziellen Lage des Reichs, deſſen 
Finanzen vom kommenden Jahre ab das volles Ausmaß der Dawes⸗ 
laſten zu tragen haben, iſt Vereinfachung der Verwaltung und 
äußerſte Sparſamkeit nach wie vor das herrſchende Gebot der Stunde. 


5 


Der Heimatdienft 


Der Jahresbericht des Generalagenten für Reparations: 
zahlungen vom 10. Dezember 1922. 


Mit dem Berannahen der „Normaljahre“ des Dawesplanes 
treten die großen Probleme der Feſtſetzung einer Geſamtſchuld und 
einer Anpaſſung der interalliierten Schulden von ſelbſt ſtärker in den 
Vordergrund. Die Sadwerftändigen haben deren Regelung als ihr 
letztes und eigentliches Fiel angedeutet. Die Welt drängt nach end- 
gültiger Befriedung der politiſchen Wirtſchaftsfragen, ohne die die 
Weltwirtfchaft ſelbſt wahre Stabilität nicht erlangen kann. Zweifel 
darüber, ob die von den Sachverſtändigen vor allem vorgeſchlagene 
Transfer probe eine echte ift und nicht durch die gewaltige 
Kapitaleinwanderung ad absurdum geführt wird, ſind immer lauter 
geworden. Wünſche nach Klarheit über wirkliche Leiſtungsfähig⸗ 
keit begegneten ſich mit mehr oder weniger ſchroffen Maßnahmen 
gegen ungehemmtes Weiterfließen des ausländiſchen Kapitaljtromes. 
Hierzu kam in letzter Zeit eine merkliche Unſicherheit der aus⸗ 
ländiſchen Geldgeber über die politiſche Sweckmäßigkeit und die 
rechtliche Sicherheit ihrer Anlagen. Dieſe Entwicklung zwang den 
Generalagenten für Reparationszahlungen aus feiner bisherigen 
Reſerve heraus zugehen und fih zu den großen Tages- und Zukunfts- 
fragen deutlicher als je zuvor zu äußern. 


Sein Bericht läßt drei fundamentale Siele erkennen, zweifels⸗ 
freie Herſtellung des Haushaltsgleichgewichts, ohne die die Fixierung 
einer Schuld nicht möglich erſcheint, Reorganiſation des deutſchen 
Kapitalmarktes zwecks beſſerer Befriedigung der vom Auslands- 
kapitalmarkt abgedrängten öffentlichen Wirtſchaft, Aufbau der End- 
ſchuld auf dieſen beiden, endgültiger Probe bedürftigen Pfeilern. 

Die Haushaltspraxis hat ſich nach Meinung des 
Generalagenten nicht nur beim Reiche, ſondern auch bei den 
Ländern gegenüber dem früheren Zuftand gebeſſert. Er erkennt 
namentlich an, daß eine der Hauptquellen für die Unſtabilität des 
Haushalts, die Genehmigung außerordentlicher Ausgaben großen 
Umfangs und ihrer Finanzierung durch erfolgsunſichere Anleihen, 
mit dem neuen Stat 1928/29 jo gut wie verſchloſſen iſt. Die 
Anleiheermächtigungen waren bis über 1400 Millionen RM. ge⸗ 
ſtiegen. Der Zwang ihrer Verwirklichung hat nach Meinung des 
Generalagenten den Kapitalmarkt zum Erliegen gebracht. Der 
Generalagent würdigt auch die beſſere Publizität und Klarheit der 
Etatsgebarung. Die Ausgaben find auf dem höchſten Punkt feit der 
Stabiliſierung angelangt; die unerwartete Ergiebigkeit der Ein⸗ 
nahmequellen habe jedoch die aus dem Anſteigen der Ausgaben 
drohenden Gefahren gemildert. Aber jetzt, meint der Generalagent, 
iſt die Zeit gekommen, effektive Ausgabenkontrolle und ſtrikteſte 
Sparſamkeit der öffentlichen Wirtſchaft eintreten zu laſſen. Die 
Zuweiſung eines Plus von 325 Millionen an Länder und Ge- 
meinden auf Grund des geltenden Finanzausgleichs hält er, ent⸗ 
ſprechend ſeiner bisherigen Stellungnahme, für den deutlichſten 
Beweis der Schwäche des jetzigen Spſtems, die eingehende Darlegung 
des Regierungsſtandpunktes in der Antwort auf fein Memorandum 
findet bei ihm keine Würdigung. Die Stats der Länder und 
Gemeinden find noch teils ſchwer vergleichbar, teils zu undurch⸗ 
ſichtig; der Generalagent fordert Klarheit darüber, ob ſie wirklich 
ausgeglichen ſind und wie ihre Schuldenlage iſt. Er begrüßt anderer⸗ 
feits die vom Reiche angekündigte Verwaltungsreform und ſetzt 
beſondere Hoffnung darauf, daß die Januarkonferenz mit den 
Länderminiſtern wirkliche Fortſchritte bringen wird. 


Die Notwendigkeit der bisherigen Derforgung der deutſchen 
Wirtſchaft mit ausländiſchem Kapital wird von dem 
Generalagenten anerkannt. Er hält es auch für außerhalb des 
Zweifels, daß ein geeignetes Betätigungsfeld für weitere Auslands⸗ 
kredite vorhanden bleibt, einſchließlich ſelbſt für Unternehmungen 
der öffentlichen Hand. Ihm find aber Anleihen nicht recht, ſoweit 
fie fih mehr in der Belebung des Inlands- als des Ausfuhrmarktes 
auswirken und dadurch zu vermehrter Einfuhr und gar zu Preis- 
ſteigerungen führen. Anleihen der öffentlichen Stellen, zu denen 
anſcheinend auch z. B. die Reichsbahn gehört, ſcheinen ihm gleich 
unlieb zu fein. Gegen fie führt er alle erdenklichen Rechtsbedenken 
ins Feld. Gegen die Känderanleihen ruft er den Artikel 248 des 
Verſailler Vertrags auf den Plan, den nach Annahme des Dawes- 
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planes alle Welt vergeſſen glaubte, da doch der Plan ein waſſer⸗ 
dichtes Pfänderſpſtem geſchaffen hatte, das keine praktiſche Aus- 
übung des Generalpfandes des Derfailler Vertrags mehr übrig läßt. 
Auch die Vorzugsaktien hält er ſo mit Prioritäten aller Art belaſtet, 
daß ihre auswärtige Begebung nur auf Grund eines umſtändlichen 
Verfahrens in „Fuſammenarbeit mit der Reparationskommiſſion“ 
erfolgen ſoll. Die Auslandsanleihen der Länder und Gemeinden 
ſind bereits, wie bekannt, bis zum Abſchluß der eingeleiteten 
Enquete zum Stillſtand gekommen. Ein Hinweis auf ihre künftige 
Behandlung fehlt in dem Bericht. Der Generalagent verkennt, wie 
geſagt, nicht — die Sachverſtändigen ſprechen den Gedanken ja noch 
deutlicher aus —, daß Deutſchland „für einige Zeit noch aus- 
ländiſchen Kapitals bedürfe“. Er meint aber, das Problem der 
inneren Preisſteigerung (die die Ausfuhr unterbindet und damit den 
echten Transfer erſchwert) würfe in dieſem Fuſammenhang ernſte 
Fragen auf. — Die Beſchränkung der Auslandsanleihen auf einen 
beſtimmten Wirtſchaftskreis, z. B. die Ausfuhr ſchaffende Induſtrie, 
ijt praktiſch nicht durchführbar. Im übrigen wird bei einem ein- 
ſeitigen Kampf gegen gewiſſe Auslandsanleihen zweierlei überſehen. 
Einmal bildet das nach Deutſchland hereinwandernde mit dem dort 
vorhandenen Kapital einen einheitlichen Pool, deſſen Segnungen 
allen zuteil werden, die nach inneren Grundſätzen kreditwürdig ſind. 
Sodann ſind es gerade die bekämpften Anleihen ſelber, die den 
Transfer der großen Reparationsſummen, die wir in der ver- 
gangenen Seit aufgebracht haben, erft fo reibungslos geſtaltet und 
damit dazu beigetragen haben, den eigentlichen Swed des Dawes- 
plans, nämlich die Überführung des Reparationsproblems in Bahnen 
friedlicher und geſchäftsmäßiger Erörterung, zu verwirklichen. Die 
Derweifung derer, die Deutſchland und der Welt dieſen Dienſt gé- 
leiſtet haben, auf den zweiten Platz gegenüber denen, die daraus 
doppelten Vorteil ziehen konnten, kann praktiſch nicht denkbar ſein. 
Für die Zukunft eine „Prioritätsfrage“ mit allen ihren Zemmniſſen 
und Ungerechtigkeiten im gegenwärtigen Stadium des Dawes planes 
zu ſchaffen, wäre wohl das letzte, was den Sachverſtändigen vor⸗ 
geſchwebt haben könnte. Der richtige Weg liegt auch bei dieſem 
Problem zweifellos in der goldenen Mitte. In dem Verlangen nach 
Maßhalten begegnen ſich die Wünſche der beiden Parteien. 


Der Generalagent hat mit dem in der Öffentlichkeit fo ſtark 
hervorgehobenen Schluſſe ſeines Berichts unter anderm 
wohl die Begründung feiner Einſtellung zu dem Problem der Aus- 
landsfinanzierung und der Transferierung aus eigenen Überſchüſſen 
liefern wollen. Er ſagt hier, das Transferſchutzſyſtem ſei nur eine 
Behelfsmaßnahme der Sachverſtändigen geweſen. Es trage zweifel⸗ 
lofe Schwäche in fih ſelbſt. Denn die öffentlichen Stellen Deutſch⸗ 
lands würden dadurch davor bewahrt, für die letzten Folgen ihrer 
eigenen Geſchäftsgebarung einzuſtehen. In der Linie der künftigen 
Entwicklung liege die endgültige Feſtſetzung der deutſchen Reparations- 
verpflichtungen auf einer fixierten Grundlage, ohne Beibehaltung des 
Transferſchutzes. Die Frage, wann dies erfolgen ſolle, hätten die 
Sachverſtändigen nicht anſagen können. Die Herſtellung des all- 
gemeinen Vertrauens bilde die Hauptvorausſetzung hierfür. Weder 
das Reparationsproblem, noch die „verwandten Probleme“ wären 
aber zu löſen, bevor nicht Deutſchland endgültig in die Lage ver⸗ 
jetzt worden fei, ohne ausländiſche Kontrolle und ohne Transferſchutz 
mit eigener Verantwortlichkeit zu handeln. 


Wie auch immer dieſe letzten Worte zu verſtehen ſein mögen, 
das Siel einer allgemeinen Endregelung ohne Transferſchutz und 
ohne ausländiſche Kontrolle werden alle einſichtigen Faktoren will- 
kommen heißen. In der Tat liegt es in der Grundrichtung des 
Planes ſelbſt; ſo faßten wir es auch auf, als wir nach London 
gingen. Bedeutſam ift ferner ohne Zweifel, daß der Generalagent 
dieſes Ziel ſchon heute und fo offen ausſpricht. Die Zeit ift damit 
gekommen, wo man auf Deutſchland und ſeine weitere Gebarung 
mit größter Aufmerkſamkeit blickt. Wo liegen nun unſere Jnter- 
effen? Sicherlich in der ruhigen Fortführung der bisherigen Politik. 
Das Ausreifen ihrer Früchte können und müſſen wir abwarten. Für 
niemanden bedeutet die Zeit mehr, als für uns ſelbſt. te 


Der Heimatdienſt 


Die Notlage des beſetzten Gebietes. 


Don Dr. Karl Mehrmann. 


Man follte meinen, über nichts könne man ſich leichter ver⸗ 
ſtändigen Er über das Normale. Zumal, wenn es ſich Sen 
ausdrüden läßt. Aber das Normale verliert, wie es N 
Charakter des Leichtfaßlichen, wenn die Entente die Nutzanwe mg 
auf das beſetzte Gebiet machen foll. Dann verſchwimmen auch a 
Ziffern. Als das Locarno-Abkommen zuſtande kam, ſicherten u 
Beſetzungsmächte die Herabfegung ihrer Truppen am Rhein auf 3. 
„Normalziffer“ zu. Zwei Jahre lang iſt der Streit beem, ponina 
welches diefe Ziffer fei. Deutſcherſeits wurde mit vo en x 
darauf beſtanden, daß als Normalziffer nur die Garniſonſt är : m 
Vorkriegszeit gelten könne. Denn damals war Friede, und heute + 
wieder Friede. Wenigſtens ſteht das fo im Derfailler pemi, 418 
der iſt doch von der Gegenſeite diktiert worden. Die deu tia 
Truppenzahl im noch beſetzten Gebiet betrug gut 40 000 Mann. ide 
würden 30000 Mann der heutigen Beſatzung abzubauen ſein. % 
Entente hingegen verficherte, daß 10 000 die Böchſtziffer ſei, a ab» 
berufen werden könne. Und da der Stärkere immer echt hat, fo 
ift als Normalziffer der Beſatzung nicht 40 000, ſondern 60 000 
durchgeſetzt worden. 5 ; 

; 7 eher keiner Derficherung, daß jede Erleichterung der 
Saft, die unfere Brüder im beſetzten Gebiet für uns tragen, zu 
begrüßen ift. Aber zu einem beſonderen Dank für die 5 
Einlöſung eines Verſprechens, das ſchon vor 2 Jahren gegeben 
worden iſt, liegt nicht der geringſte Anlaß vor. Reichskanzler 
Marx gab der allgemeinen Überzeugung Ausdruck, wenn er am 
9. Dez. im Reichstags ausſchuß für die beſetzten Gebiete betonte, ab 
die Beſetzung als ſolche, die nun in das zehnte Jahr ihres Be- 
ſtehens eintritt, nicht nur mit der politiſchen Geſamtlage, ſondern 
auch mit der Denkweiſe des 20. Jahrhunderts im Widerſpruch ſteht“. 
Gegenüber der allzu leicht hervortretenden Neigung der Franzoſen, 


eine Geſte (mehr bedeutet doch der Abruf von nur 10 000 Mann. 


nicht) in das Blendlicht außergewöhnlicher Großmut zu ſtellen, war 
die 3 des Reichskanzlers notwendig, „daß die noch ver⸗ 
bliebene Beſatzung einen ſchweren Druck darſtellt““ Man muß ſich 
aber vor Augen halten, daß Tauſende von Franzoſen mit ihren 
Angehörigen mitten in den Wohnungen deutſcher Familien ſitzen 
und mit ihnen Flur und Küche teilen. In der Pfalz hat, nach 
einer Seftftellung der bayerifhen Staatsregierung vom 5. Dez., die 
Sahl der Familienangehörigen der Beſatzungstruppen kaum eine 
Anderung erfahren. In privaten und gemeindlichen Gebäuden der 
Pfalz waren am 15. Sept. 710 Wohnungen beſchlagnahmt. Mitte 
des Jahres 1927 betrug die Kopfzahl der Beſatzung rund 15 000 
Mann. Don den abberufenen Truppen entfallen auf die pfälziſchen 
Garnifonen nur 800 Mann. Es en a ohne eres 
ſchließen, daß die Wohnungsbeſchlagnagmungen kaum eine Der- 
a Ale die deutſchen Familien erfahren haben. In Mainz 
teilte Gberbürgermeiſter Dr. Külb am 10. Sept. mit, daß dort 
1766 Wohnungen mit 6574 Simmern von der Beſatzung beſchlag⸗ 
nahmt waren. Dabei find die Nebenräume und Küchen nicht mit- 
gerechnet. Mainz war am 12. Okt. mit 15000 Mann belegt. Das 
ſtädtiſche Krankenhaus entbehrte 300 Betten; fie waren der 
franzöſiſchen Armee zur Verfügung geſtellt. Weiter war eine Dolfs- 
ſchule mit 41 Sälen und Turnhalle ſowie das neue Gymnaſium mit 
52 Sälen und Turnhalle belegt. Sicherlich haben die Pfalz und 
Mainz am ſchwerſten zu leiden. Aber auch im Koblenzer und 
Trierer Bezirk find die Berhältniſſe nicht viel beffer. Am 15. Januar 
1927 wies der Regierungspräſident den preußiſchen Innenminiſter 
darauf hin, daß damals Trier eine Beſatzung von mehr als 7700 
Köpfe hatte. Für ſie waren 521 Wohnungen mit faſt 2500 Räumen 
und 77 möblierte Zimmer ſowie 149 gewerbliche Räume belegt. 
Eine amtliche Statiſtik des Rheinminiſteriums vom 25. Juli d. J. 
teilte mit, daß damals im ganzen beſetzten Gebiet 8646 Beſatzungs⸗ 
familien vorhanden und 4492 Bürgerwohnungen (ohne 2545 Einzel» 
zimmer) befchlagnahmt waren. Aus der Rede des Reichskanzler 
wiſſen wir, daß am 9. Dez. immer noch auf mehr als 4000 Woh- 
nungen die Quartierlaft lag. j ; 

Sur Beleuchtung der Beſatzungsverhältniſſe dient wohl auch die 
Tatſache, daß im Jahre 1926 nach dem Bericht des Reparations- 
agenten an die Beſatzungstruppen 12477 255,84 M. ſowie Natural ⸗ 
lieferungen im Werte von 11677 720,25 M. abgeführt werden 
mußten. Gewiß, die finanziellen Koften fallen nicht der Be- 
völkerung des beſetzten Gebietes zur Laſt. Sie werden von der 
Gefamtheit des Reiches getragen. Aber fie ergänzen das Bild der 
Belaſtung, die die Beſetzung bedeutet. Dabei läßt ſich der ſeeliſche 
Druck, den der dauernde Anblick der fremden Truppen, die unaus⸗ 
bleiblichen Reibereien und die Behinderungen und Chikanen in den 
Wohnungen ausüben, nicht in Ziffern ausdrücken. Aber es iſt klar, 
daß ſie ſich auch auf die Erwerbsfähigkeit der unter dem Beſetzungs⸗ 
regime ſtehenden Rheinländer verluſtreich auswirken. Zum wirt- 
ſchaftlichen Gedeihen gehört die Freiheit. Aber die Reform der 


Ordonnanzen, alſo des Derordnungsrechtes der Rheinlandkommiſſion, 
wie ſie ebenfalls in Locarno verheißen wurde, iſt heute nach 
2 Jahren noch nicht zum Abſchluß gekommen. Allerdings ſind die 
Ausweiſungen weniger geworden. Aber das Recht darauf hat die 
Rheinlandkommiſſion nicht aufgegeben: fie übt es auch noch aus. 
Preſſeverbote und Preſſeverwarnungen, auch Preſſeprozeſſe kommen 
heute wie früher vor, wenn auch natürlich nicht in dem Umfange 
wie in der erregten Ruhrkampfzeit. Am ſchwerſten leidet die Preſſe 
wiederum in der Pfalz, wo Verurteilungen von Redakteuren nicht 
fo felten find. Die letzten Dezemberwochen haben wiederholt film- 
verbote gebracht. Auch der Reichskanzler ſtellte ihre bedauerliche 
Zunahme feſt. Es iſt richtig, daß ſich ſo ungeheuerliche Prozeſſe 
wie derjenige, der die Freiſprechung des Leutnants Rouzier und die 
Verurteilung feiner Opfer vor gerade einem Jahre brachte, nicht 
wiederholt haben. Aber es ift überhaupt ein unleidlicher Zuſtand, 
daß deutſche Reichsangehörige vor franzöſiſche Militärgerichte 
geſtellt und in der Regel nicht glimpflich beurteilt werden. Ein 
Dienſtmädchen erhielt 14 Tage Gefängnis, weil es, wegen anſteckender 
Krankheit ausgewieſen, in ſeine pfälziſche Heimat zurückgekehrt war. 
Es herrſcht ein unerwünſchter Fuſtand der Rechtsunficherheit, die 
dadurch noch vermehrt wird, daß deutſche Gefangene von fran- 
zöſiſchen Beſatzungsangehörigen mißhandelt werden. Es ift eine 
ſeeliſche Angſt, daß fih immer wieder Überfälle von Beſatzungs⸗ 
ſoldaten auf deutſche Frauen und Mädchen ereignen. Der Reichs- 
kanzler zählt über 100 Ausſchreitungen von Militärperſonen gegen 
wehrloſe Siviliſten auf. 

Man verſuche einmal, ſich im unbeſetzten Deutſchland in das 
Gefühl zu verſetzen, daß jeden Augenblick fremde Willkür die 
perſönliche Bewegungsfreiheit anzutaſten vermag, und man wird 
vielleicht halbwegs eine Ahnung der Behinderung bekommen, der 
die Entfaltung des Erwerbswillens im beſetzten Gebiet unterworfen 
iſt. Die Landwirtſchaft hat dort gerade in dieſem Jahre die aller⸗ 
ſchwerſten Klagen über die franzöſiſchen Truppenübungen erhoben. 
Es ſind nicht allein die Einquartierungslaſten, die unerträglich ſind. 
Anfang September waren allein in dem kleinen Kochem-Kond über 
1000 Mann untergebracht. Natürlich beſchränken ſie durch die 
Belegung der Gaſthöfe erheblich den Verdienſt aus dem fremder- 
verkehr. Die Erntearbeiten wurden empfindlich geſtört. Das 
Getreide konnte nicht eingebracht und in den Scheunen gedroſchen 
werden. Auf der Dahlemer Binz fanden ſchon im Juli Schieß- 
jübungen ſtatt und gleich darauf wieder im September. Im Auguſt 
wurde an 11 Tagen bei Pellingen geſchoſſen. Vielleicht erinnert 
man ſich noch, daß franzöſiſche Granaten Weinbergarbeiter in 
Lebensgefahr brachten. Vor 5 Jahren wurden auf der Binz neue 
Tongruben angelegt. Schon im vorigen Jahr wurde durch die 
Benutzung des Schießplatzes in dem Tonfeld für 80000 M. Schaden 
angerichtet. Es handelt ſich um Farbenton. Es wird befürchtet, daß 
durch Granatſplitter die Tonmaſſen verſeucht ſind. Durch die Be⸗ 
ſchießung wird die Rentabilität der Gruben in Frage geſtellt. 
Gerade zur Seit der Schießübungen muß in dem Tonlager mit 
Hochdruck gearbeitet werden, da der Herbitregen die Tätigkeit 
beendet. 

Die ſchwerſte wirtſchaftliche Schädigung hat das beſetzte Gebiet 
durch die Hollabtrennung des Saarlandes erfahren. Die Pfalz hat 
einen Teil ihres Wirtſchafts⸗ und Abſatzgebietes verloren. Der 
Kegierungsbezirk Trier, zu dem die Saarländer größtenteils gehörten, 
hat ſein Hinterland eingebüßt. Ein großer Teil der Bewohner des 
Hunsrück muß feine Arbeit in der Saarinduftrie ſuchen. Sie laſſen 
ihre Familien in der Hunsrüdheimat. Die Entwertung des Frank 
hat diefe „Saargänger“ in das größte wirtſchaftliche Elend gebracht. 
Im Landkreis Trier haben fih im Hochwalddorf Waldweiler in 
etwa einem Dutzend kleiner, dem Ferfall nahen Häuſer über 20 meiſt 
ſehr kinderreiche Familien niedergelaſſen. In einem Häuschen mit 
5 Räumen hauſten im Sommer 3 Familien, die gemeinſam einen 
unverputzten, etwa 2 Quadratmeter großen Durchgang als Küche 
benutzten. In der Manderner Kolonie hatten ſich an einem Abhang, 
inmitten von Schutt⸗ und Düngerhaufen, 15 Familien angeſiedelt. 
Einige wohnten in ärmlichen Steinhäuſern; die übrigen hatten 
Höhlen in die Erde gegraben. 

Die Pfalz ift durch den Derfailler Vertrag Grenzgebiet geworden. 
Die vor dem Kriege ſehr hoch entwickelte Schuhinduſtrie hat dadurch 
einen Teil ihres Abſatzgebietes verloren. Ende April ſtellte der 
Präſident der Reichsbahndirektion Ludwigshafen feft, daß die Der- 
minderung des Durchgangsverkehrs 56 Millionen Güterwagenachſen⸗ 
verkehr betrage. Das wirkt fih naturgemäß auf Handel und 
Induſtrie, Handwerk und Gewerbe in jeder Richtung aus. 3 

Es kommt hinzu, daß das bloße Dorhandenfein der Beſatzung 
als ſolche verkehrshemmend iſt. die Wirtſchaft des heute noch 
beſetzten Gebietes ift in ganz beſonderem Maße auf das Hotel- 
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gewerbe mit allen feinen Nebenzweigen aufgebaut. Hier ift das 
Land der Bäder, Kurorte und Sommerfriſchen. Ihr Beſuch hat fich 
im Jahre 1927 glücklicherweiſe gehoben. Aber er ſteht hinter dem 
der Vorkriegszeit noch weit zurück. Im unbeſetzten Deutſchland 
beſteht immer noch große Scheu vor dem Anblick der Beſatzungs⸗ 
truppen, Mit der Verringerung des Fremdenverkehrs hängt aber 
auc die Verminderung des Weinkonſums an Ort und Stelle zu- 
Darunter leidet vor allem die Ahr in ganz bedeutendem 
Der Weinbau hat feit Jahren nach Menge und Güte keine 
Durchſchnittsernte mehr gehabt. Die hohen Steuerlaſten find 
trotzdem für ihn nicht geringer geworden. Die furchtbare Notlage 
führte 1926 zu der Winzerrebellion in Bernkaſtel. Die Aufhebung 
der Weinſteuer hat etwas Hilfe gebracht. Die geſetzliche Erlaubnis 
zur ſtärkeren Verbeſſerung ſauerer Jahrgänge wird ein wenig weiter 
helfen. Aber die Konkurrenz der Produkte aus mehr bevorzugten 
Ländern drückt die Preiſe. Der Votſtand ift auch heute noch fo 
groß, daß man in der Pfalz ſogar an eine Überſiedlung von Winzern 
nach Steiermark gedacht hat. 

Gewiß haben Reich und Staat der notleidenden Bevölkerung 
der beſetzten Gebiete nach Kräften zu helfen verſucht. Wohnungs⸗ 
fürſorge, Beſatzungsleiſtungsgeſetz, Weſtfonds und Grenzfonds, 


Unterſtützung der Saargänger, Steuererleichterungen, Bahn- und 
Wegebauten, Kanalpläne — all das iſt bemüht, dem Schlimmſten 
zu ſteuern. Wie groß aber die wirtſchaftlichen Schäden ſind, das 
beweiſt die Tatſache, daß der Kreis Trier⸗Land im Etat für 1927 
einen Fehlbetrag von 875 000 N. hatte. Das entſpricht 240 v. H. 
des Aufkommens an Grund- und Gebäudeſteuern. Die Wohlfahrts- 
ausgaben waren von 65 200 M. im Jahre 1915 auf 624 450 M. im 
Jahre 1927 geſtiegen. Die Stadt Koblenz aber, die bis zum Kriege 
nur 100 v. HF. Steuer erhob, hatte am 51. Oft. 1927 einen fehl- 
betrag von 1 680 000 M. Fur Deckung wurde die Erhöhung der 
Gewerbeertragsſteuer von 525 auf 650 v. H. vorgeſchlagen. Da ſich 
ſämtliche Fraktionen der Stadtverordnetenverſammlung widerſetzten, 
trat die Gefahr heran, daß die Stadt Koblenz unter Regierungs- 
aufſicht geſtellt werde. Mindeſtens ebenſo ſchlimm find Germers- 
heim und Sweibrücken daran. 

Es ift jo, wie der Zentrumsabgeordnete Hofmann⸗Ludwigshafen 


am 5. Dez. im Reichstage ſagte: „Die Pfälzer (und nicht bloß diefe) 


fühlen fih als Geiſeln für das ganze deutſche Volk.“ Eben deshalb 
aber iſt es die Pflicht des deutſchen Volkes, das Seinige mit allen 
Kräften zu tun, damit die Wurzel alles Übels beſeitigt, damit das 
beſetzte Gebiet geräumt wird. 


Trier. 


Don Peter Weber. 


Eher denn Rom ſtand Trier, 
eintauſendunddreihundert Jahre. 


Möge es fürder beſtehen, 
ewigen Friedens ſich freun. 


Am „Roten Haus“ ſteht dieſer 
ſtolze Spruch. Trebeta, ein Stief- 
ſohn der Semiramis, ſoll die Stadt 
gegründet haben, als er vor der 
wilden Liebe ſeiner Stiefmutter 
fliehen mußte. So die „klaſſiſche“ 
Sage, klaſſiſch wie der Anſpruch 
der Engländer, von den Trojanern abzuſtammen. Immerhin, in dem 
Talbecken der Moſel, in dem Trier liegt, hat man Haus⸗, Jagd- und 
Kriegsgeräte der älteſten Stein- und Bronzezeit und der nun folgen⸗ 
den menſchlichen Entwicklungsphaſen bis zur römiſchen Zeit gefunden. 

Das erſcheint ganz 
natürlich, wenn man links 
oder rechts der Moſel von 
einem der Berge hinab- 
fieht über die Stadt. Ein 
rieſiges Talbecken liegt da 
zu beiden Seiten der Moſel, 
eingebettet zwiſchen den 
Bergen des Hunsrück⸗Hoch⸗ 
landes rechts und den 
Bergen der Eifel links des 
Fluſſes. Ein wahrhaft lieb- 
liches Tal. Dabei gut 
15 km lang, von der Ein- 
mündung der Saar in die 
Moſel bis über die Ruwer⸗ 
mündung binaus, bis er = 
Schweich. Wenn irgendwo die Menſchen ein Tal zur Siedlung 
reizen mußte, dann hier. Und hier war auch der allernatürlichſte 
Übergangs- und Knotenpunkt für Geer- und Handelsſtraßen, von 
Süden und Weſten nach Norden und Oſten; dazu die Lage als 
Handels- und Umfchlagshafen an der Nofel. 

Die Römer mit den Erfahrungen eines 
Handels- und Eroberervolkes erkannten 
natürlich ſofort dieſe einzigartige Lage. Und 
es ift bezeichnend, daß fie eine Siedlung 
hier anlegten, gleich in bedeutendem Aus- 
maße, lange bevor die römiſche Heeres- 
leitung Truppen garniſonierte. Im Gegen⸗ 
fa zu all den andern Römerſtädten an 
Rhein, Main und Donau, die aus befeſtigten 
Truppenlagern herauswuchſen. Wie groß⸗ 
zügig die Stadt, die Augufta Trevero⸗ 
rum, angelegt war, das zeigt heute noch 
der Grundriß, das rechtwinklig ſich kreuzende 
Straßennetz. Als im dritten Jahrhundert 
Truppen nach Trier gelegt wurden, als 
Diocletian das römiſche Rieſenreich 286 mit 
Maximilian teilte, da wuchs Trier zu einem 
Haupt zentrum der Welt. Maxi- 
milian regierte von Trier aus über den ge⸗ 
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ſamten Weſten des Reiches, 
über alles, was diesſeits 
der Alpen lag; alſo Gallien, 
Britannien, Spanien und 
die Weſtküſte Afrikas! Das 
bedeutete, daß Trier Sitz 
des Kaiferhofes, eines rie⸗ 
figen militäriſchen General- 
quartiers und einer rieſigen 
Sivilverwaltung wurde. 
Damit aber auch ein en- 
tralpunkt römiſcher Kultur, 
eine „Roma secunda“. 
Diocletian refidierte damals 
im Nikomedia in Bithy- 
nien, Marimilian in Trier; 
Rom war nicht mehr der 
BrennpunfwesReiches. Die 
beiten Kräfte des Welt- 
reiches arbeiteten mit den 
Kaifern, in der Militär- 
oder Zivilverwaltung. Da 
lebten auch die Höflinge, 
Lobhudler und Geſchichts⸗ 
ſchreiber. — Man bekommt einen Begriff von der damaligen Be⸗ 
deutung Triers, wenn man die politiſchen Aufgaben überblickt, die 
von dieſem Zentrum aus zu bewältigen waren. Da brach, um ein 
Beiſpiel anzuführen, unter Maximilian ein Bauer naufſtand 
aus, wohl die erſte große ſoziale Revolution in 
Europa. Die Bauern wurden von den Grundherren, den Sivil⸗ 
behörden und den Heeren derartig ausgepreßt, daß ſie nicht anders 
konnten als zur Selbjthilfe greifen. Sein ganzes Beer mußte 
Maximilian einſetzen; es war einer der furchtbarſten Bauernkriege, 
die je die Gſchichte erlebt hat. 50 000 bis 40000 wurden er- 
ſchlagen; aber die Revolution ſchwelte weiter, ſolange die Römer- 
herrſchaft dauerte. Zu gleicher Zeit erſchienen die Franken und 
Sachſen auf Schiffen, deren Bau ſie von den 
Römern gelernt hatten, an den Küſten und 
in den Flüſſen und raubten und brannten. 
— Ein Dorſpiel zu den ſpäteren Normannen 
zügen. — Und als Maximilian einem 
Niederländer Carauſius die römiſche Flotte 
in die Hand gab, die Franken und Sachſen 
zu bändigen, da machte dieſer ſich mit Hilfe 
der römiſchen Flotte in Britannien ſelb⸗ 
‚ständig und ließ fih zum Kaifer von Bri- 
tannien ausrufen. - 

Das mag die damals beginnende ziem- 
lich abfolute Selbſtändigkeit des römiſchen 
Weſtreiches illuſtrieren, die in der Folgezeit 
ſich noch zwangsläufig weiterentwickelte und 
damit natürlich auch die Bedeutung der 
Haupt- und Rejidenzitadt Tier. 

Die Auguſta Treverorum wuchs ſich alſo 
zu einer Kaiſerſtadt aus, einer Stadt des 
Glanzes und des Reichtums. Pracht und 
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Koloſſalbauten wie in Rom 
entſtanden; ein Riefenpalajt 
des Kaifers Konjtantin, 
von dem allerdings auch 
nicht mehr eine Spur zu 
finden ift. Eine Gerichts ⸗ 
und Markthalle — ſie ſteht 
heute noch „groß und ge⸗ 
waltig“, die ſog. Baſi⸗ 
lifa, jetzt evangeliſche 
Kirche. Eine Thermen ⸗ 
anlage von rieſenhaften 
Ausmaßen wurde gebaut, 
in Marmor und Mioſaik, 
mit Sportplätzen, Ringa 
Turnſchulen; fie bedeckte 
eine Fläche von über vier⸗ 
einhalb Hektar. Zu gleicher 
Seit wurde das Amphi⸗ 
theater errichtet, das 
einzige diesſeits der Alpen. 
Nach römiſchem Muſter natürlich. der Halbkreis nach Oſten war 
in den Berg hineingebaut, für den nach Weſten hatte man einen 
künſtlichen Berg errichtet. Mit allen Schikanen, würde man heute 
jagen. Hier fanden die berüchtigten „ludi francisei ſtatt, das 
heißt, Monſtantin der Große ließ die fränkiſchen Kriegsgefangenen 
von ausgehungerten wilden Tieren zerreißen. (Dafür zerſtörten die 
Franken ſpäter dreimal, 411, 418 und 440 die Stadt, daß von all 
der römiſchen Herrlichkeit ſo gut wie nichts 
mehr übrig blieb.) f 

Das gewaltigſte, was die Römer wohl 
überhaupt diesſeits der Alpen gebaut, iſt die 
Porta Nigra, das ſchwarze Tor, 56 Meter 
lang, 21 Meter tief, 29 und 25 Meter hoch, mit 
einem Doppeltor von 2 Meter Höhe. Ein 
Irklopiſcher Bau, aus roh behauenen rieſigen 
Sandſteinquadern, die mit Eiſenklammern ge- 
halten wurden. Dieſes nach Often, der Bar- 
barengefahr zugewandte Tor, ſoll in Eile er⸗ 
richtet worden ſein, als der „Limes“ von den 
Germanen ſchon durchbrochen war. Aber nach 
„Eile“ ſieht es nicht aus. Von hier aus trat 
man durch die Via principalis in die Stadt. 
Bis ins 11. Jahrhundert ſtand die Porta Nigra 
verſtümmelt, aber rieſig, bis Erzbiſchof Poppo zu 
Ehren feines ſpäter heilig geſprochenen 
Freundes Simeon, der in einem Winkel des 
Baues lebte und ſtarb, eine Doppelkirche 
errichtete. In der erſten Etage, ſozuſagen, die 
Marienpfarrkirche, in der zweiten die Sankt⸗ 
Simeons-Bafilifa. Dann kamen 1797 die 
Franzoſen; fie zerſtörten die Kirchen, deckten 
das Bleidach ab; bald zerfiel — nicht der : 
Römerbau, fondern was man hineingebaut. Napoleon ließ dann 
den Rieſenbau wieder freilegen; 1876 grub man die Erde bis zur 
Sohle frei, ſo daß heute die Porta Nigra in ihrer ganzen Größe und 
Wucht wirkt. - : SES 

Neben der Porta Nigra wirken noch am ſtärkſten die Ruinen 
des Kaiſerpalaſtes, oder, wie andere urteilen, der Kaijer- 
therrren. In Grundriß und Aufbau, mit feinem Labprinth 
unterirdiſcher Keller, Gänge 
und Gewölbe ein Mtoni- 
mentalwerk. Rieſenſäle, 
Empfangshallen, Säulen- 
gänge, Baderäume uſw., dar- 
unter Derwaltungsräume, 
Heizanlagen in größtem 
Ausmaß, Wohnungen für 
Dienerſchaft und Soldaten. 
Eine Rieſenanlage unbe- 
ſchränkter römiſch⸗kaiſer⸗ 
licher Mittel und An- 
ſprüche, das war dieſer 
Bau. Später benutzte man 
es wie die großen Thermen 
und das Amphitheater als 
Steinbruch, machte aus den 
rieſigen Südweſtfenſtern ein 
Stadttor und 1675 ein Fort 
wider die Franzoſen. Heute 
wächſt um die Ruinen Efeu, 
und in den Eingeweiden 
der Trümmer gräbt und 
forſcht man. 

Über den Strom bauten 
die Römer eine ſchwere und 


Die Liebfrauenkirche 


Die Ruinen der römiſchen Kalſerthermen“ 


St.-Matthias- Abteikirche, Hauptportal 


ſtarke ſteinerne Brücke aus Baſaltquadern, die fie aus Eifel- 
vulkanen herausbrachen. Noch heute ſteht ſie und wird weiter 
ſtehen und alle ſpäter gebauten Brücken überdauern. 

Mit römiſcher Macht kam auch das Chriſtentum nach 
Tier, ziemlich früh ſchon. Der Weſten des römiſchen Reiches war 
wohl Petrus als Miſſionsgebiet zugewieſen, wie Oſtrom in der 
Nauptſache Paulus. Er ſelber war in Rom feſtgehalten, aber er 
ſchickte ſeine Schüler, Eucharius, Valerius und Maternus nach 
Gallien, zuerſt natürlich in die Hauptſtadt Trier. Sie wirkten mit 
großem Erfolg, auch unter der römiſchen Geſellſchaft. Die Chriſten⸗ 
verfolgung unter dem Präfekten des Kaiſers Maximilian, Rictio⸗ 
varus, forderte in Trier allein 5000 Bürger außer den Thebäiſchen 
Truppen. Die Entartung in der Kirche war die gleiche wie überall. 

Im 5. Jahrhundert war das Ende für die Auguſta Trevirorum 
gekommen, die germaniſchen Stämme überfluteten das Land: 
Alanen, Weſtgoten, Oſtgoten, Vandalen, Sueben, Burgunder und 
Franken. Und faſt alle oder doch Teile zogen die Stromrinnen hin⸗ 
auf, auch durch das Moſeltal. Trümmer zeichneten ihren Weg. In 
den Städten und Villen blieb nicht viel. Aber von den Hochländern 
rechts und links, da floß ein neuer Blutſtrom in die Täler. Immer 
wieder, wenn unten die Völker⸗ und Heerzüge alles vernichtet hatten. 

Weiß Gott, der Wunſch auf der Inſchrift am Roten Haus: 
„ . möge es fürder beſtehen und ewigen Friedens fich freuen“, 
iſt verſtändlich; denn „ewigen“ Frieden hat die Stadt nicht erlebt. 
Klein wurde die Stadt, knapp die Hälfte des Raumes der Auguſta 
Trevirorum nahm fie ein. Aber die Menſchen find zäh, fie klammern 
ſich an Haus und Hof, fie bauen das Niedergeriſſene immer wieder 
auf, immer und immer wieder. Drei bis vier Meter über dem 
römiſchen Boden liegt die heutige Stadt. Und 
die Moſelfranken haben ſich nicht nur behauptet, 
die mittelalterliche Stadt zeigt ihre Schöpfer ⸗ 
kraft. An ihren Werken kann man die Pultu- 
relle Entwicklung, die politiſche und ſoziale 
durch die Jahrhunderte verfolgen; die Zeit der 
abſoluten Biſchofsmacht, des erwachenden und 
erſtarkenden Bürgertums, der Fürſtenallmacht 
bis zur großen franzöſiſchen Revolution und 
von da zur modernen Selbſtverwaltung. 

Ganz wie in allen anderen deutſchen 
Nur dazwiſchen immer und immer 
wieder die Leiden und Nöte der Grenzmark, ein 
dauernder, meiſt unbewußter Kampf um deutſche 
Art und deutſche Selbſtbehauptung; ein Kämpfen 
und Leiden für Unverſtand, Fürſtengezänk, Neid 
und Hader jenſeits des Rheines. Dieſe Stadt, 
wie das ganze Rheinland, mußte büßen bis heute 
für die Sünden der deutſchen Zwietracht. 

Aber fie wird trotz allem „fürder beſtehen“, 
deutſch beſtehen, denn alles, was in ihr und 
aus ihr gewachſen, iſt deutſch. 

Trier trägt vielleicht zu ſehr den Stempel 
römiſcher Vergangenheit, — die mittelalterliche 
Stadt wird darüber leicht überſehen. Wer 
würdigt den Dom, dieſes ſteinerne Monument kultur- und kunſt⸗ 
hiſtoriſcher Entwicklung, wie wir kein zweites in Deutſchland haben d 
Dieſes „Individuum für ſich“, das aus römiſchem Urbau den roma⸗ 
niſchen Bau ſchuf, in das SGotiſche fih fortentwickelte und barocke 
Teile glücklich an⸗ und einfügte. Daneben dies wundervolle Werk 
deutſcher Gotik, die Liebfrauenkirche, jungfräulich wirkend 
neben der breiten Wucht des Domes. — Wer kennt die ma tthias- 
Baſilika, draußen vor der Stadt, in welcher der Apoſtel Matthias 
begraben liegt? Inmitten eines großen chriſtlichen Gräberfeldes 
aus dem 4. und 5. Jahrhundert? Auch draußen vor der Stadt am 
anderen Ende liegt St. Paulin. Außeres Barock, Inneres heiteres 
Rokoko, mit ſchmalem 
hohen Turm. Hier ift der 
Boden, auf dem das große 
Chriſtenmorden unter Kai- 
fer Maximilian war, heili⸗ 
ger Boden. Und noch 
mehr Kirchen und ehe- 
malige Klöſter und Stifte, 
wahre Schätze und fund- 
gruben. Und Patrizier⸗ 
häufer, Zunfthäufer und 
Zunftgaſſen, Brunnen, Ma⸗ 
donnen und Heilige. Dazu 
die berühmte Stadtbiblio⸗ 
thek, das Provinzial⸗ 
muſeum mit den Zeugen 
der Vergangenheit. Und 
der Wein, der Wein! 

Trier iſt noch nicht 
„entdeckt“! Aber der Ent- 
deckung wert wie wenige 
andere Städte. 


Die Baſilita 
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Fur Jahreswende. 


Ein arbeits-, aber auch ertragreiches Jahr liegt hinter 
uns. Wieder hofft die Reichszentrale für Heimatdienſt dank 
der weitgehenden Unterſtützung im Lande und dank der treuen 
Mitarbeit ihrer Vertrauensleute und Freunde ihrem Namen 
Ehre gemacht und bewieſen zu haben, daß ihre Arbeit wirk⸗ 
licher Dienſt an der Heimat iſt. Mit größter Genugtuung kann 
wohl feſtgeſtellt werden, daß unſer gemeinſames Siel und 
unfer gemeinſames Wirken mehr und mehr an Boden ge- 
winnen und immer größere Kreiſe erfaſſen. Alle diefe 
Männer und Frauen ſind ſich — unbeſchadet ihrer weltanſchau⸗ 
lichen, parteipolitiſchen und beruflichen Einſtellung — in dem 
Streben einig, die ſachliche Erkenntnis der Lage unſerer 
heutigen deutſchen Politik zu fördern und die großen Voraus- 
ſetzungen unſeres nationalen Lebens aus dem Meinungsſtreit 
des Tages herauszuheben. 

Es iſt mir ein Bedürfnis, diefe Feſtſtellung mit dem 
ehrlichen Dank an die Freunde der R. f. H. für ihre treue 
Mitarbeit zu verbinden. Ich weiß, welche Summe von 
Idealismus, Opfermut und perſönlicher Energie dazu gehört, 
die von der R. f. G. vertretenen Ideen in die weiteſten Kreije 
zu tragen und ihren Kern zu einem feſten Beſtandteil des 
politifchen Dolfsgewiffens zu machen. Ohne die ſelbſtloſe 
Mitwirkung der Führerſchichten aller Klaſſen und Dolfs- 
gruppen wäre nie das bisherige Ergebnis erreicht worden. 
Der Dank dafür gebührt den treuen Mitarbeitern und Förderern 
unſerer Arbeit, deren tätige Mitwirkung ich auch für das neue 
Jahr erbitte. Dr. Strahl, 


Miniſterialrat, 
Leiter der Reichszentrale für Heimatdienſt. 


Die Auflöfung der Gutsbezirke in Preußen. 


Der Preußiſche Landtag hat am 12. Dezember 1927 einen 
Urantrag der Koalitionsparteien, der einen Geſetzentwurf über die 
Neuregelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechtes 
darſtellt, verabſchiedet. Der Staatsrat hat zwei Tage ſpäter auf 
ſein Einſpruchsrecht gegen dieſes Geſetz verzichtet. Das Geſetz wird 
alſo nunmehr mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft 
treten. In dieſem Geſetz ſind Beſtimmungen über die Auf⸗ 
löjung der Gutsbezirke getroffen und damit eigentlich erft 
das Recht der kommunalen Selbſtverwaltung, das bisher einen Teil 
der preußiſchen Bewohner vorenthalten war, endgültig für alle Ein⸗ 
wohner Preußens durchgeführt. Denn das iſt die Eigentümlichkeit 
der nunmehr ihrem Ende entgegengehenden ſelbſtändigen Gutsbezirke, 
die im Bereich der öſtlichen Fandgemeindeordnungen hauptſächlich, 
aber auch in Hannover, in Schleswig⸗Holſtein und Weſtfalen vor- 
kommen, daß eine Gemeindevertretung nicht beſteht. Der Guts⸗ 
beſitzer trägt allein die öffentlich⸗ rechtlichen Laſten des Gutsbezirks, 
bat aber gleichzeitig dafür allein das Recht, als Gutsvorfteher oder 
durch einen von ihm beitellten Gutsvorſtehervertreter den Gutsbezirk 
öffentlich⸗ rechtlich zu vertreten. Dieſer Suſtand ift mit der 
Forderung, daß jeder Staatsbürger, gleichviel wo er wohnt, an dem 
Gemeindeleben teilnehmen kann, unvereinbar. Deshalb iſt die 
Forderung nach Aufhebung dieſer Gutsbezirke ſchon ſehr alt. Aber 
immer wieder iſt ihre Durchführung in die Wirklichkeit geſcheitert. 
So ſind noch in der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen 
Provinzen Preußens vom 5. Juli 1891 die ſelbſtändigen Guts⸗ 
bezirke geblieben, weil man damals ſich darauf berief, daß diefe 
Gutsbezirke hiftorifh in der Eigenart der Provinzen und der 
Bevölkerung verwurzelt ſeien. Es wurde immer darauf hingewieſen, 
daß die Bevölkerung der Gutsbezirke dadurch, daß der Gutsbeſitzer 
Träger aller kommunalen Saften fei, für den Verluſt der Betätigung 
in der gemeindlichen Selbſtverwaltung reichlich entſchädigt würde. 
Aber immerhin hat man ſich ſowohl im Gemeindeverfaſſungsgeſetz 
vom April 1856 wie in der Landgemeindeordnung vom Juli 1891 
damit begnügt, die zur Zeit ihres Inkrafttretens rechtlich beſtehenden 
Gutsbezirke aufrechtzuerhalten. Im weſentlichen alſo Güter ehe- 
maliger Gutsherrſchaften, mit deren Beſitz ehemals obrigkeitliche 
Rechte gegenüber Untertanen verbunden geweſen ſind. Gutsbezirke 
neueren Rechtes konnten nur durch einen beſonderen Akt der 
Staatshoheit entſtehen. 
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Nach der Staatsumwälzung im November 1918 beſtand im 
Parlament ſowohl wie in der Staatsregierung die Abſicht, die 
Gutsbezirke ſofort aufzulöſen. Von Jahr zu Jahr aber wurde die 
Auflöſung aufgeſchoben, weil man ſie im Rahmen einer Neuordnung 
der geſamten Städte- und Landgemeindeordnungen durchführen 
wollte. Der Entwurf für eine preußiſche Landgemeindeordnung, die 
im Jahre 1922 dem Landtag vom Preußiſchen Staatsminiſterium 
vorgelegt worden ift, enthielt ſelbſtverſtändlich Beſtimmungen über 
die Auflöſung der Gutsbezirke. Der Preußiſche Landtag führte 
jedoch die Beratung dieſer Geſetzentwürfe nicht zu Ende. Die 
Neuwahlen kamen, und der im Jahre 1924 gewählte Landtag kam 
in der Beratung der nunmehr von einer Regierungspartei als 
Initiativanträge aufgenommenen Geſetzentwürfe nicht recht weiter. 
Infolgedeſſen nahmen die Regierungsparteien im Einverſtändnis 
mit der Preußiſchen Staatsregierung einige weſentliche Be- 
ſtimmungen dieſer Städte⸗ und Landgemeindeordnungen heraus, um 
ſo das Inkrafttreten dieſer einzelnen wichtigen Geſetzesbeſtimmungen 
ſicherzuſtellen. 

Es gibt zur Zeit in Preußen (Stand vom 1. Oktober 1927) 
12022 Gutsbezirke mit 1489540 Einwohnern; davon haben 
6455 Gutsbezirke bis 100 Einwohner, 5581 Gutsbezirke mehr 
als 100 bis 500 Einwohner, 168 Gutsbezirke mehr als 500 bis 
1000 Einwohner, 38 Gutsbezirke mehr als 1000 bis 2000 Ein- 
wohner und 5 Gutsbezirke mehr als 2000 bis 5000 Einwohner. 
Die Auflöſung dieſer Gutsbezirke muß nun gemäß dem neuen 
vom Landtag beſchloſſenen Geſetz erfolgen. Abſtand von der 
Auflöſung eines Gutsbezirkes kann nur dann genommen werden, 
wenn ſeine Vereinigung mit anderen Gemeinden oder feine 
Sufammenlegung mit anderen Gutsbezirken zu einer neuen Ge⸗ 
meinde nach Lage der Derhältniffe ausgeſchloſſen und feine Umwand⸗ 
lung in eine ſelbſtändige Gemeinde nicht möglich iſt, weil ein 
eigenes Gemeindeleben wegen der geringen Einwohnerzahl oder der 
weiten Entfernung einzelner Wohnſtätten ſich nicht-entwideln kann. 
Alle übrigen ſelbſtändigen Gutsbezirke ſind aufzulöſen, mit Land⸗ 
oder Stadtgemeinden zu vereinigen oder mit anderen Gutsbezirken 
zu einer neuen Land⸗ oder Stadtgemeinde zuſammenzulegen oder 
allein für fih im ganzen oder in Teilen zu Sand- oder Stadt- 
gemeinden umzuwandeln. Bei dieſer Neuregelung des Gemeinde- 
verfaſſungsgeſetzes hat man der ſozialen und politiſchen Forderung 
gegenüber die Bedenken zurückgeſtellt, welche ſich ergeben aus den 
unvermeidlichen wirtſchaftlichen Folgen aus der Auflöſung der 
Gutsbezirke. Wirtſchaftliche Nachteile werden eintreten, nicht nur 
für die Gutsbeſitzer, auch für den größten Gutsbeſitzer in Preußen, 
den Preußiſchen Staat, ſondern auch für die Gemeinden, die nun⸗ 
mehr mit dem Gutsbezirk die bisher vom Gutsbeſitzer allein 
getragenen öffentlichen Laſten übernehmen müſſen. Aber alle dieſe 
Bedenken wiegen den Vorteil nicht auf, den die Hinzuziehung von 
1% Millionen Menſchen zur tätigen Mitarbeit und zum Mitleben in 
der gemeindlichen Selbſtverwaltung darſtellt. Die Mitarbeit in einem 
Selbſtverwaltungskörper iſt und bleibt die beſte Erziehung zum 
verantwortungsbewußten Staatsbürger. Dieſer Geſichtspunkt war 
es auch, der angeſichts der für den Mai kommenden Jahres bevor⸗ 
ſtehenden Gemeindewahlen die Parteien des Preußiſchen Landtages 
bewog, im engſten Einvernehmen mit der Preußiſchen Staats- 
regierung gerade die Auflöſung der Gutsbezirke unbeſchadet einer 
ſpäter kommenden Neuregelung des geſamten Gemeindeordnungs⸗ 
rechtes vorwegzunehmen. Infolgedeſſen ſieht auch das Geſetz über 
die Auflöſung der Gutsbezirke ein denkbar einfaches Verfahren vor. 
Die Kreisausſchüſſe und Landräte haben für ihre Kreiſe Auflöfungs- 
pläne aufzuſtellen, wobei zu beſtimmen iſt, ob ein Gutsbezirk in eine 
ſelbſtändige Gemeinde umzuwandeln oder an eine benachbarte 
Gemeinde anzuſchließen iſt. Dieſe aufgeſtellten Pläne werden 
durch die Regierungspräfidenten den Gberpräſidenten zugeleitet, die 
nach erfolgter Prüfung dieſe Pläne mit Berichten an das 
Staatsminiſterium zu leiten haben, das alsdann über die Auflöſung 
beſchließt. Für die Swiſchenzeit, d. h. bis zur Auflöſung der 
einzelnen Gutsbezirke aber wird der Gutsvorſteher vom Kreisaus- 
ſchuß beſtellt, der vom Gutsbeſitzer auf Antrag für die Beſorgung 
der obrigkeitlichen Geſchäfte zu bezahlen iſt. 

Es iſt damit zu rechnen, daß bis zu den im Mai 1928 be⸗ 
vorſtehenden Kommunalwahlen ein großer Teil der Gutsbezirke 
bereits gemäß den Beſtimmungen dieſes Geſetzes aufgelöſt ſein 
wird. Die Bewohner dieſer ehemaligen Gutsbezirke werden dann 
zum erſtenmal auch ihr Wahlrecht zur Gemeindevertretung aus- 
üben können. Sie, die bisher in allen gemeindlichen Angelegenheiten 
vom Gutsbeſitzer ohne jedes Mitbeſtimmungsrecht vertreten wurden, 
werden lernen müſſen, über ihr Wohl und Wehe ſelbſt mitzuent⸗ 
ſcheiden. Nach Auffaſſung der Preußiſchen Staatsregierung wie 
der ſtarken Mehrheit des Preußiſchen Landtags wird damit den 
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Bewohnern der ehemaligen Gutsbezirke ein ihnen verfaſſungsmäß ig 
zuſtehendes Recht auf kommunale Selbſtverantwortung und Mit- 
beſtimmung zuteil, auf das fie eigentlich feit 1918 ſchon u 
haben, 2 


Der gegenwärtige Stand der Arbeitszeit 
in Deut ſchland. 


Das gegenwärtig geltende Arbeitszeitrecht ruht auf der Der- 
ordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1925 ſowie auf den 
dazugehörigen Ausführungsbeſtimmungen vom 17. April 1924, die 
ihrerſeits ihre Wurzeln haben in den Demobilmachungsverordnungen 
über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 
25. November und 17. Dezember 1918, ſowie auf der Verordnung 
über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit 
der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. März 1919, auf der 
Keichsgewerbeordnung und auf der Derordnung über die Arbeitszeit in 
Bäckereien und Konditoreien vom 25. November 1918s. Die Arbeits- 
zeit der landwirtſchaftlichen Arbeitnehmer iſt durch die vorläufige 
Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919, die Arbeitszeit der 
Mrankenpflegeperſonen durch die Verordnung über die e 
in MKrankenpflegeanſtalten vom 15. Februar 1924 geregelt. Sr ejen 
Verordnungen ift im Frühjahr dieſes Jahres noch das „Geſetz 


zur Abänderung der Arbeitszeitverordnung 


vom 14. April 1927“ getreten, das eine Anzahl weſentlicher 
Anderungen A Arbeitszeitverordnung vom 21. Dezember 1925 
brachte. Es wird allgemein und mit Recht Arbeitszeit⸗ 
notgeſetz genannt. An eine umfaſſende Neuregelung der 
Arbeitszeit wird erſt in dem Arbeitsſchutzgeſetz gedacht werden 
können, deſſen Entwurf den geſetzgebenden Körperſchaften feit ge 
raumer Zeit zur Beratung vorliegt. Es ſoll die e 
Arbeitszeitgeſetzgebung in einer Dielheit von Geſetzen 8 an 
ordnungen beſeitigen und neben der Arbeitszeit auch den Arbei = 
ſchutz für Frauen, Jugendliche und Kinder, die Sonntagsruhe un 
den Ladenſchluß regeln. i : 5 

Das Arbeitszeitnotgeſetz vom 14. April 1927 verfolgt im wefeni- 
lichen den Zwet, entbehrliche und mißbräuchliche Aberſchreitungen 
der regelmäßigen achtſtündigen Arbeitszeit zu beſeitigen, wie ſie die 
Arbeitszeitverordnung vom 21. Dezember 1925 nicht minder zum 
Grundſatze erhoben hat, wie alle vorhergehenden Verordnungen 
über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter. Dieſem 
Fiele follte namentlich die Streichung des $ 11, Abſatz 3 der Arbeits- 
zeitverordnung dienen, der eine an ſich ungeſetzliche, aber von den 
Arbeitnehmern freiwillig geleiſtete Mehrarbeit unter gewiſſen 
Dorausfeungen für ſtraffrei erklärte und deffen Schutz in zahlreichen 
Fällen zu einer unangemeſſen langen Arbeitszeit geführt hatte. Auch 
die Einführung einer beſonderen behördlichen Genehmigung vor einer 
Verlängerung des Arbeitstages über zehn Stunden hinaus und die 
Feſtſetzung eines geſetzlichen Anſpruchs auf erhöhte Löhne für 
Aberſtunden, ſollte einer allmählichen Rückführung der Arbeitszeit 
auf das achtſtündige Normalmaß dienen. : 

Es ift von größtem Intereſſe, aus Erhebungen, die der Bundes- 
vorſtand des Allgemeinen deutſchen Gewerkſchaftsbundes (A. d. G. B.) 
über den Umfang der tatfächlidy geleiſteten Arbeitszeit neuer- 
dings durchgeführt hat, die Wirkungen zu erſehen, die das 
Arbeitszeitnotgeſetz vom 14. April 1927 gehabt hat. Wie die früheren 
Erhebungen des A. d. G. B. vom Mai und November 1924 und 
April 1927, erſtreckt ſich die neue Erhebung auf die Betriebe des 
Bau-, Buchdruck⸗ und Holzgewerbes, der chemiſchen, der Metall“, 
Schuh- und Tertilinduftrie. Jhr Umfang war jedoch größer als in 
früheren Fällen: Aus dem Bereiche von 555 Grtsausſchüſſen lagen 
Angaben für 67 099 Betriebe mit 2 904 849 Beſchäftigten vor. Bei 
der Würdigung der Ergebniſſe muß beſonders berückſichtigt werden, 
daß die Erhebung in einer ausgeſprochenen Konjunkturperiode ſtatt⸗ 
fand und daß einige der in Frage kommenden Induſtrien ſogar in 
einer Hochkonjunktur ſtanden, die ſtets einen ſtarken Antrieb zur 
Aberarbeit darſtellt. Wenn trotzdem die Verkürzung der Arbeitszeit 
ſeit dem Inkrafttreten der Arbeitszeitnotverordnung ein erhebliches 
Ausmaß erreicht hat, fo darf hieraus auf eine beſonderz günſtige 
Wirkung des Geſetzes geſchloſſen werden. 

Gegenüber den Erhebungsergebniſſen vom April ift die Fahl 
der mehr als 48 Stunden wöchentlich Arbeitenden von 48 v. H. auf 
42,7 v. Z. geſunken. Don dieſen arbeiteten wiederum im April noch 
12,5 v. . mehr als 54 Stunden, im November nurmehr 6,2 v. g. 
Bis zu 48 Stunden arbeiteten 55,5 v. 5. gegen 47,4 v. B. im April. 
Weniger als 48 Stunden (ohne Kurzarbeiter) arbeiteten rumd 174 000 
gegen 159 000 im April dieſes Jahres. 

Beſonders erfreulich ift der Rückgang in jenen Gewerbe- 
gruppen, die bisher eine beſonders lange Arbeitszeit hatten. 
Während in der Metallinduftrie im Mai 1924 nur 25,4 v. B. und im 


April 1927 erft 55,5 v. Z. der Erfaßten bis zu 48 Stunden arbeiteten, 
ift deren Fahl nunmehr auf 45,9 v. B. geſtiegen. Dieſes Ergebnis 
wird ſich im Derfolg des vom Reichsarbeitsminiſter am 20. Dezember 
für verbindlich erklärten Schiedsſpruchs vom 15. Dezember be⸗ 
treffend die Arbeitszeit in der Hütteninduſtrie, von Beginn dieſes 
Jahres ab noch erheblich verbeſſern. Eine zahlenmäßig geringfügigere, 
jedoch gleichfalls ſehr beachtliche Beſſerung weiſt auch die Tertil- 
induſtrie auf. Die Prozentzahl der bis zu 48 Stunden Arbeitenden iſt 
von 22,9 v. H. im April auf 51,0 v, H. geſtiegen, jene der über 
48 Stunden Arbeitenden von 75,2 v. H. auf 68,2 v. 5. geſunken. Don 
den Bezirken mit beſonders langer Arbeitszeit weiſt das Rheinland 
die ſtärkſte Verbeſſerung auf. Dort ift die Fahl der über 54 Stunden 
Arbeitenden von 41,8 v. HB. auf 15,1 v. Z. zurückgegangen. Auch im 
Bezirk Weſtfalen haben fih die Derhältniffe, wenn auch nicht in 
gleichem Umfange, günſtiger geſtaltet. Die Fahl der über 48 Stunden 
Arbeitenden ift dort von 79,6 v. H. auf 74,8 v. H. geſunken, die Fahl 
der mehr als 54 Stunden Arbeitenden von 29,0 v. H. auf 22,0 v. H. 


Vergleicht man die Erhebungen des A. D. G. B. und die amt⸗ 
lichen Erhebungen aus dem Jahre 1926, jo ergibt ſich für die Ent- 
wicklung der Arbeitszeit in den letzten 3% Jahren in der Metall- 
und Tertilinduftrie folgendes Bild: Es arbeiteten über 48 Stunden 
im Mai 1924 65,5 v. H., im November 1924 55,1 v. H., im April 
1926 52,1 v. H., im Juli 1926 37,8 v. H., im Oktober 1926 48,0 v. Ñ., 
im April 1927 57,4 v. )., im Oktober 1927 52,5 v. H.; in der 
Textilinduſtrie im Mai 1924 82,4 v. H., im November 1924 66,0 v. H., 
im April 1926 27,6 v. H., Juli 1926 39,6 v. H., Oktober 1926 
65,5 v. B)., April 1927 75,2 v. B)., Oktober 1927 68,2 v. B. In 
ſämtlichen erfaßten Gewerben arbeitet zum erſtenmal wieder ſeit 
Beginn des Jahres 1924 mehr als die Hälfte der Arbeitnehmer nur 
bis 48 Stunden wöchentlich. Die Fahl der mehr als 54 Stunden 
Arbeitenden ift von 15,0 v. H. auf 6,2 v. H. geſunken. 

Dr. Ra u. 


Der deutſche Schiffbau 1926. 


Die Schiffbautätigkeit auf deutſchen Werften hat nach den 
Angaben der Germaniſchen Lloyd im letzten Jahre gegenüber 1925 
wieder zugenommen: es befanden fih 1926 rund 87 000 Br.-Reg. To. 
auf deutſchen Werften mehr im Bau als 1925. Trotzdem hat die 
Bautätigkeit, nach Umfang der Tonnage berechnet, noch nicht die 
Hälfte des Vorkriegsſtandes erreicht — ein Zeichen für die 
großen Schwierigkeiten, mit denen Schiffahrt und Schiffbau in den 
Nachkriegsjahren zu kämpfen haben. 


\Vas leisten die deutschen Werften? 


Anzahl der Schiffe | Brutto Register Tonnen 


Es befanden sich im 
£s befanden sich im Bau 1345877 
Bau 1216 


[49 | Motorschiffe PERA 
1926 


Was die für die moderne Schiffbautechnik überaus wichtige 
Frage der Antriebsarten betrifft, fo zeigt fih, daß fih 1926 
das Verhältnis der im Bau befindlichen Dampfer zu den 
mMotorſchiffen gegenüber dem Vorjahre erheblich verändert hat. 
während im Jahre 1925 die Motorſchiffe, nach Bruttoregiſtertonnen 
berechnet, die Dampfer beträchtlich überwogen, erhöhte ſich 1926 der 
gefamte Raumgehalt der Dampfer über das Doppelte bei gleich ⸗ 
zeitigem weſentlichen Rückgang der Motorſchiffstonnage. Vergleicht 
man jedoch die Ergebniſſe der Jahre 1928 und 1926 mit denen von 
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1913, jo wird man den gewaltigen Umſchwung erkennen, den die 
Schiffbautechnik im letzten Jahrzehnt durchgemacht hat. Das D or- 
dringen des Motorſchiffes ift unverkennbar: 1915 erreichte 
die im Bau befindliche Motorſchiffstonnage noch nicht ein Swanzigitel 
des Geſamtraumgehalts der im Bau befindlichen Dampfer, während 
1925 und 1926 ein grundlegender Wandel feſtzuſtellen iſt. Das 
beigegebene Schaubild zeigt die auf deutſchen Werften in Bau befind- 
liche Tonnage, wobei Dampfer und Motorſchiffe geſondert aus- 
gewieſen ſind. 

Don beſonderem Intereſſe iſt es, feſtzuſtellen, wieviel von den 
auf heimiſchen Werften im Bau befindlichen Schiffen auf deu tf he 
und wieviel auf ausländiſche Rechnung entfallen. Da ift nun 
die Tatſache wichtig, daß im Jahre 1915 die deutſchen Werften zum 
überwiegenden Teil nur für die deutſchen Reedereien 
arbeiteten, während in der Nachkriegszeit der Anteil der für 
fremde Rechnung gebauten Schiffe der Tonnage nach wejent- 
lich zugenommen hat. Im Jahre 1925 ift fogar der Raumgehalt der 
für fremde Rechnung gebauten Schiffe größer als der für deutfche 
Rechnung, Die nebenſtehende Tabelle gibt darüber Auskunft; in ihr iſt 
neben dem im Bau befindlichen auch der tatſächlich fertiggeſtellte 
Schiffsraum angegeben. E 

Will man einen Überblick über die Stellung des deutſchen Schiff. 
baues in der Welt im Jahre 1926 erlangen, jo wird man auf die 
Suſammenſtellung von Lloyds Regiſter zurückgreifen müſſen. Aus 
dieſen Fuſammenſtellungen geht hervor, daß Ende 1926 Deutſchland 
unter den Schiffbauländern, nach Umfang der im Bau befindlichen 
Tonnage berechnet, hinter England und Italien an dritter Stelle ſtebt. 


Europa und Bismarcks Friedenspolitik. Die internationalen Be⸗ 
ziehungen von 1871—1890, von Dr. N. Japik ſe, Deutjche 
Derlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte, 202 S., geb. 15 M. 

Dieſes Buch iſt die deutſche Überſetzung der erſten Buch⸗ 
veröffentlichung des Niederländiſchen Komitees zur Unterſuch ting 
der Urſachen des Weltkrieges. Es ſtammt aus der Feder eines der 
beiten neueren Hiſtoriker des neutralen Auslandes, deffen Objet- 
tivität über jeden Zweifel erhaben iſt. Darum iſt auch der hiſtoriſche 

Wahrheitswert dieſes Buches von höchſter Bedeutung. In ſieben 

Kapiteln wird die Bismarckſche Politik bis ins einzelne unterſucht 

und analvfiert. Der Höhepunkt der erſten Phaſe ift die Kriegs- 

gefahr von 1875, der Höhepunkt der zweiten der Abſchluß des ſo⸗ 

nn Rückverſicherungsvertrages mit Rußland im Jahre 1887. 
ie Fahl der hiftorifchen Darſtellungen und Monographien aus dieſer 

Epoche mehrt ſich täglich, ſeit die große deutſche Aktenpublikation 


einen Berg von Bauſteinen vor der internationalen Geſchichts⸗ 


wiſſenſchaft aufgehäuft hat. Aber das Buch von Japikſe iſt gerade 
um ſeiner Nüchternheit und Leidenſchaftsloſigkeit willen vielleicht 
die klarſte und eindruckvollſte Darſtellung dieſer Epoche. Gerade 
darum aber wiegt auch ſein Urteil über Bismarcks Politik doppelt 
ſchwer: „Daß dieſe politik tatſächlich friedliebend war, wird auf 
viele ſehr überraſchend wirken; und doch iſt es nicht abzuſtreiten.“ 
Das Buch kann zum hiſtoriſchen Studium nur empfohlen werden. 


Dr. Walther Recke. Die polniſche Frage als Problem 
der europäiſchen Politik. Verlag von Georg Stilke, 
Berlin 1927, XI und 399 Seiten, geheftet 10 M., Ganzl. 12 M. 

Das Werk des Danziger Staatsarchivrats iſt ein anſchaulich 
und feſſelnd geſchriebener hiſtoriſcher Überblick über die Schickſale 
des polniſchen Volkes und des polniſchen Staates. Nach einer kurz 
gehaltenen Darſtellung der polniſchen Geſchichte, von ihren erſten 

Anfängen im 9. Jahrhundert n. Chr. an bis zur Auflöſung des 

polniſchen Staates durch die dritte Teilung Polens im Jahre 1795, 

wird die Rolle, die die polniſche Frage während des 19. Jahr- 

hunderts in der europäiſchen Politik geſpielt hat, eingehender be⸗ 
leuchtet, um dann mit beſonderer Ausführlichkeit und Sachkenntnis 
die Wiederaufrichtung Polens während des Weltkrieges und vor 
allem die Behandlung des polniſchen Problems bei den Friedens⸗ 
verhandlungen in Derfailles zu ſchildern. Gerade dieſe letzten 
Ereigniſſe, denen der polniſche Staat ſeine gegenwärtige Struktur 
und Form verdankt, werden durch eine Fülle yon außerordentlich 
intereſſantem Material beleuchtet. In geradezu erſchütternder Weiſe 
zeigt ſich hier auf Schritt und Tritt, von welchen äußeren Ein- 
flüſſen und Zufälligkeiten das Schickſal Polens und damit, was uns 
unmittelbar angeht, das Schickſal des deutſchen Oſtens beſtimmt 
worden iſt. Da ſich für die Beurteilung des politiſchen Faktors, den 
der polniſche Nachbarſtaat für uns darſtellt, vielleicht noch weniger 
wie bei anderen Ländern die Betrachtung der gegenwärtigen Derhält- 
niſſe von der Kenntnis des hiſtoriſchen Werdeganges trennen läßt, 
ſo ſei dieſe Geſchichte Polens, die in glücklicher Art die Gefahr der 
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Der deutſche Schiffbau für eigene und fremde Rechnung. 


I. Für deutſche 
Rechnung: 
a) Es befanden ſich 
in Bau... 011 1296 812 117 266 386 22 463 582 
davon Dampfer. 290 1 145 686 68| 134712 | 81| 355 068 
„ Motorſchiffe 89 42 149 38| 127 606 | 29| 122 481 
b) Hiervon fertig 
geftellt. 2. 2". 656 423 907 | 71| 150 195 | 56| 146 931 
davon Dampfer. 151 359 983 | 39| 42 129 7| 97 14% 
„ Motorſchiffe 67 18324 | 23| 87366 | 13| 46091 
II. Für fremde 
Rechnung: 
a) Es befanden ſich 
i Ban 205 49 065 51| 278730 | 30| 168 380 
davon Dampfer 46 50 595 16| 36 106 98 31 522 
b) „ Motorſchiffe 45 5 695 35| 242 624 | 20| 156513 
Hiervon fertige | ` 
een 170 34 848 | 30| 150744 | 21| 112360 
davon Dampfer 40 22690| 8| 10920 6 12427 
„n Motorjdiffe 38 3260| 22| 139 824 | 14| 99595 


Langatmigkeit evenſo wie die der Gberflächlichkeit vermeidet und 
die daher ſehr geeignet iſt, dem Deutſchen, der ſich mit der polniſchen 
Frage befaſſen will, in richtigem Ausmaß die notwendigen Kennt- 
niſſe zu vermitteln, warm empfohlen. 


Der Aufbau des amerikaniſchen Staates. Don Nicholas 
Murray Butler, mit Geleitwort des Botſchafters Frhr. 
v 5 m spus n. Verlag Reimar Hobbing, Berlin. 340 S. Preis 
gebd. 14 M. 


Es geht aus dem Titel nicht ohne weiteres hervor, was das 
Buch enthält. Es enthält nämlich eine hiſtoriſche Darſtellung der 
Entwicklungsgeſchichte des Staatsweſens der Vereinigten Staaten, 
und zwar in der Form von Biographien der wichtigſten Baumeiſter 
an dieſem Werk. Samuel Adams, Benjamin Franklin, George 
Waſhington, Alexander Hamilton, James Madiſon, Thomas Jeffer- 
fon, John Marfhall, Daniel Webſter, Andrew Jackſon und Abraham 
Lincoln find die Helden des Buches. Der Verfaſſer hat aber diefe 
Perſonen jo in das Milieu ihrer Feit und den Gang der Ereigniſſe 
verwoben, daß zum Schluß doch ein zuſammenhängender hiſtoriſcher 
Abriß entſteht. Die Darſtellung ſchließt mit einem aktuellen Schluß- 
kapitel, das auf die letzten fünfzig Jahre der amerikaniſchen Politik, 
ſeit dem Abſchluß des Sezeſſionskrieges, zurückblickt. 

Die perfon des Derfafjers ift auch in Deutſchland bekannt. 
Genießt doch Butler als Präſident der Columbia⸗-Univerſität und 
Vorſitzender der Carnegie-Stiftung einen internationalen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Ruf. Er nimmt in den Vereinigten 
Staaten etwa die gleiche Stellung ein wie bei uns Adolf Harnack. 
Noch vor kurzem ging fein Name als geiſtiger Vater des amerita- 
niſchen Manifeſtes für Reviſion der internationalen Schulden durch 
die europäiſche Preſſe. Darum ift die Überſetzung dieſes Werkes 
und ſeine Bekanntgabe in Deutſchland erfreulich, wenngleich es für 
deutſche Begriffe etwas trocken ſchmeckt. Aber vielleicht iſt dies 
gerade eine Eigentümlichkeit des amerikaniſchen wiſſenſchaftlichen 
Stils. Inhaltlich ift das Werk auch für den deutſchen Politiker 
lehrreich. Außerſt nützlich iſt der ausgiebige Anhang des Buches, 
in dem eine Reihe wichtigſter Dokumente der amerikaniſchen Der- 
faſſungsgeſchichte und geſchichtlicher Daten vereint iſt, die man ſonſt 
in der deutſchen Literatur, wenn überhaupt, nur mit Mühe fih be- 
ſchaffen kann. > Z. 


Dr. Alois Vogels. Die preußiſche Verfaſſung. 2. neu- 
bearbeitete Auflage. Berlin 1927. Derlag Franz Vahlen. 211 S. 
Der Kommentar des Landrats Dr. Alois Dogels zur 
preußiſchen Verfaſſung liegt nunmehr in zweiter Auflage vor. Er ift 
mit Kückſicht auf die verfaſſungsrechtliche Entwicklung Preußens feit 
dem Inkrafttreten des neuen Staatsgrundgeſetzes neubearbeitet und 
weſentlich erweitert worden, ohne daß die knappe, inhaltreiche und 
überſichtliche Form, die die erſte Auflage des Buches auszeichnete 
und die es zu einem wirklich volkstümlichen Lehrbuch machte, ver- 


Der Heimatdienſt 


ändert worden ift. Dr. Dogels ift ein gründlicher Kenner der Materie 
und der A RN der mit Geiſt und Geſchick dem 
Sefer nicht nur die Verfaſſungsbeſtimmungen in ſyſtematiſcher 
Methodik erklärt, ſondern der auch ihre hiſtoriſchen und rechtlichen 
Dorausfeungen in anregender Weiſe behandelt. So wird auch die 
zweite Auflage des Dogelsihen Kommentars in weiten Areiſen als 
ein nützlicher und handlicher Führer durch die preuß iſche Verfaſſung 
begrüßt werden, weil er wiſſenſchaftlich ift, aber auch vom Laien ver- 
ſtanden und mit Gewinn durchſtudiert werden kann. 


Rationalifierung, Arbeitswiſſenſchaft und Arbeiterſchutz. ‚Beraus- 
5 oat 425 Kammer für Arbeiter und Angeſtellte in Wien. 
erlag der Kammer, Wien 1927. 256 S. i ; 

Die Kammer fiir Arbeiter und Angeſtellte in Wien, deren 
ſozialpolitiſche Publikationen fih keineswegs nur mit den be- 
ſonderen ſozialen und wirtſchaftlichen Problemen der öſterreichiſchen 
Wirtſchaft befaſſen, und die daher weit über Deutſch⸗Gſterreich 
hinaus das Intereſſe finden, das ſie auch im Auslande verdienen, 
hat fih neuerdings der Erörterung der Rationalifierungsfragen 
zugewandt. mit der vorliegenden Veröffentlichung macht ſie den 
unjeres Wiſſens erſtmaligen Verſuch, alle Probleme N 
faſſend zu ſchildern, die fih aus der Kationaliſierung des Ar 5 
prozeſſes mit Bezug auf den Arbeiterſchutz ergeben haben oder 
ergeben können. Es ift verſtändlich, daß fie in dieſem Fuſammen⸗ 
hange der Darſtellung der bisherigen Methoden und Leiſtungen der 
Arbeitswiſſenſchaft einen beſonders breiten, den Hauptteil des 
Buches ausfüllenden Raum zuweiſt. Im erſten Abſchnitt werden 
die Mittel zur Beſtgeſtaltung der körperlichen, ſeeliſchen und tech- 
niſchen Arbeitsbeſtimmungsſtücke eingehend geſchildert. In einem 
weiteren Abſchnitte werden die Rationalifierungsmaßnahmen in 
den verſchiedenen Ländern, ſoweit fie den Arbeiterſchutz betreffen, 
aufgeführt, wobei die Eindringlichkeit der Darſtellung leider unter 
der Knappheit des anſcheinend für dieſen Teil der Abhandlung 5 
Verfügung ſtehenden Raumes etwas gelitten hat. Der 15 e 
Abſchnitt behandelt ſchließlich die Einftellung der Gewerkſchaften 
zur Rationalifierung, und zwar wiederum unter Berückſichtigung der 
internationalen Derhältniffe. In einem Anhang ſind die Mindeſt⸗ 
forderungen der Gewerkſchaften zur Rationaliſierung aufgeführt. 
Es iſt erfreulich, auch aus dieſer öſterreichiſchen Arbeit entnehmen 
zu können, daß die Gewerkſchaften von der produktionspolitiſchen 
Notwendigkeit der Rationalifterung überzeugt und zur Mitarbeit an 
ihrer Verwirklichung bereit ſind. Daß ſie ſich gegen die phyſiſchen 
und pſychiſchen Schäden, die ſich hierbei ergeben können, zu bewahren 
ſuchen, iſt nur ſelbſtverſtändlich. Das vorliegende Buch zeigt für 
einen Teilausfchnitt der Sozialpolitik neuartige und intereſſante 
Wege, die hierbei gangbar ſind. Rau 


Das gand Bayern, Seine kulturelle und wirtſchaft ⸗ 
liche Bedeutung für das Reich. Mit einem Geleitwort 
von Miniſterpräſident Dr. Held, zahlreichen Bildern und vier 
Tafeln in Dierfarbendrud; Verlag „München⸗Augsburger Abend- 
zeitung“, München 1927; Großfolio, 418 Seiten, Preis halbleinen 
geb. 12 M. y 

Das große, in erſter Linie Werbezwecken dienende Werk gibt 

einen ausgezeichneten Überblick über die baperiſche Kultur und 

Wirtſchaft in Querſchnittform. Eine Reihe der prominenteſten 

Sachkenner iſt für dieſe Aufgabe gewonnen worden. Neben dem 

ſehr bedeutungsvollen Geleitwort, das Miniſterpräſident Dr. Held 

dem Werke voranſchickt, feien nur erwähnt: Prof. Max Haushofer: 

Geopolitik des bayeriſchen Staats- und Volksbodens — wohl die 

erſte geopolitiſche Arbeit über Bayern —; Präſident Dr. Zahn: 
ayern und die deutſche Volkswirtſchaft; Dr. K. von Raumer: 

Geiſtige Kultur in Bayern; Dr. Ulrich Chriftoffel: Deutſche Kunft 

in Bayern; Dr. Kiener: Die baperiſchen Muſeen uſw. 

Das iſt eine kleine Ausleſe von Arbeiten, die nicht nur letzte 
wiſſenſchaftliche Ergebniſſe zuſammenfaſſen, ſondern in ſtärkſter 

Anſchaulichkeit die Weſensgrundlagen des- baperiſchen Staates 


und Volkes aufzeigen. Sonderdarſtellungen über alle größeren 
Städte und bemerkenswerten kulturellen und wirtſchaftlichen Ge- 
biete ergänzen das Werk. Keicher Bilderſchmuck, zum Teil auch 
farbige Tafeln, verleiht ihm beſondere Eindringlichkeit und An- 
ſchaulichkeit. 


Das Gute für Alle. Eine Broſchürenfolge. Verlag „Der eiſerne 
Hammer“ (Karl Robert Langewieſche), Mönigſtein (Taunus) 
und Leipzig, 1927. „Arbeit bringt Freude“ 1,20 m., „Hans 
Thoma“ 1,20 M., „Allerlei Kräuter“ 1,20 M., „Deutſche Maler“ 
0,90 M., „Deutſcher Wald“ 0,90 M. 

Der Verlag hat ſich ein unbeſtreitbares ſoziales Verdienſt mit der 
Herausgabe dieſer Broſchüren „Für Alle“ erworben. Ghne ſich 
hierbei in den Dienſt einer beſtimmten politiſchen, religiöſen oder 
kulturellen Kichtung zu ſtellen, ſucht er die Liebe zur Heimat, zu ihren 
geiſtigen Werten, dadurch zu ſtärken, daß er den Reichtum der vater- 
ländiſchen Kultur an Hand der Werke und Worte großer deutſcher 
Künftler und Denker dem Leſer nahebringt. Daneben find die Wieder- 
gabe ſchöner Bilder aus dem deutſchen Wald und die ſymboliſche 
Schilderung deutſcher Blumen und Kräuter dazu angetan, die 
unmittelbaren ſeeliſchen Beziehungen zur heimiſchen Natur neu zu 
erwecken und zu kräftigen. der geringe Preis, der beim Bezug 
größerer Mengen weſentlich herabgeſetzt werden kann, macht es auch 
den Minderbegüterten leicht, ſich oder andere mit den hübſchen 
Bändchen eine Freude zu machen; insbeſondere ſei die Sammlung 
allen mit der Jugendpflege befaßten Amtern, Vereinen und Schulen 
empfohlen. Rau. 


Dr. Dorwerd: Theoretiſche und praktiſche Dolfs- 
wirtſchaftslehre 1927, Dresden, L. Ehlermann. 172 Seiten. 
Kart. 2,80 RM. ' 

Der beſondere Wert diefer Einführung in die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre befteht unzweifelhaft darin, daß Dr. Karl Dorwerd im 
engſten Sufammenhang mit der theoretiſchen Grundlegung einen 
umfaſſenden Überblick über den Geſamtumfang und die Probleme des 
deutſchen Wirtſchaftslebens gibt. Dadurch bietet das anziehend und 
leicht faßlich geſchriebene Buch für jedermann, der ſich über die 
wirtſchaftliche Gegenwart und ihre theoretiſchen und praktiſchen Aus⸗ 
gangspunkte unterrichten will, eine klare Quelle der Erkenntnis und 
eine reiche Fülle von Anregungen. E 


Der Kampf gegen die Wohnungsnot. Don Dr. Wilhelm 
Spidernagel, M. d. L. Staatspolitifcher Derlag G. m. b. B., 
Berlin. 58 S. Preis 1 M. 

Dieſe Schrift enthält eine Darſtellung der gegenwärtigen Pro⸗ 
bleme unſeres Wohnungsbauweſens, aufgebaut auf der Schilderung 
zweier Studienreiſen des Verfaſſers nach Holland und den Vereinigten 
Staaten. Dadurch, daß der Verfaſſer ſich in ſeinen Betrachtungen und 
praktiſchen Dorfchlägen nicht nur auf die deutſchen Derhältniffe, 
ſondern auch auf ſeine Beobachtung und Erfahrung in dem modernen 
Wohnungsbauwefen von Holland und Nordamerika ſtützt, erhält die 


Schrift einen ſehr anregenden und fördernden Charakter. Es kommt 


hinzu, daß der Verfaſſer das Problem nicht nur wirtſchaftlich, ſondern 
auch mit geſundem ſozialem und äſthetiſchem Blick ſieht. Auf dieſe 
Weiſe gewinnt diefe moderne Darſtellung der Probleme unferer 
Wohnungsbaupolitik ein friſches und fortſchrittliches Geſicht. Es 
iſt eine große Anzahl poſitiver Anregungen darin enthalten. 


Die deutſche Südoſtmark von Franz Wilhelm marks, Berlin- 
Charlottenburg. Ein Heftchen von 52 Seiten Text mit einer Karte, 
Preis 70 Pf., erſchienen im Verlag Deutſcher Wille, Berlin. 

Das Heft behandelt die Länder Steiermark und Kärnten in ihrer 
geſchichtlichen, wirtſchaftlichen und kulturellen Bedeutung für das 
Deutſchtum. In ganz kurzen Abſchnitten wird die Südoſtmark bet 
Kriegsausbruch, in Weltkrieg, Zuſammenbruch und Freiheitskampf 
dargeſtellt. Spannend und wahrhaft erbaulich lieſt ſich die Geſchichte 
der Abſtimmung und des Freiheitskampfes in Kärnten. H. 


-Till Eulenspiegel. 


Von Arthur Floe fer. 


Till Eulenſpiegel gehört zu den dauerhaften Söhnen, die das 
ſechzehnte Jahrhundert hervorgebracht hat, jene ungeheuer aufgeregte, 
geiftig gefpannte, ſinnlich derbe Wendezeit, in der das Volk ſelbſt zu 
dichten ſcheint, ohne daß ein abgeſchloſſenes, ſchon in feiner erſten 
Form ruhendes Werk gediehen wäre. Kein Jahrhundert hat uns fo 
reichen Stoff kinterlaffen, fo kräftige und aus volkstümlichem Saft 
geſchoſſene Geſtalten, die dann nach dem Wiedererwachen unſerer 
Literatur in einen höheren Zuftand überzugehen begehrten. Die 
Doltsbücher jener Seit, die ſich faſt bis auf unſere Tage fortgepflanzt 


haben, das find Till Eulenſpiegel und doktor Fauſt, der Reineke 
Fuchs und ſchließlich auch die Schildbürger, die ſchon in Wielands 
Roman von den Abderiten, wenn auch unter antikem Namen, wieder- 
kehren. Goethe hat den Kauft zur deutſchen Dichtung, zum Jahr- 
tauſendwerk der modernen Literatur erhoben, er hat auch den Reineke 
Fuchs bearbeitet, ohne ihn in feinen Hexametern zu derſelben 
Popularität bringen zu können. Von den tragiſchen und komiſchen 
Figuren des ſechzehnten Jahrhunderts iſt Till Eulenſpiegel dem Volke 
ohne Zweifel am vertrauteſten geblieben. Der Bauer hat keine Vor- 
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ſtellung vom Kauft, 
aber er weiß, was 
eine Eulenfpiegelei ift. 
Wenn dieſer Schalk, 
der zwiſchen uns auf 
der Bierbank ſitzt, der 
mit uns aufs Rat- 
haus geht, bis uns 
der letzte Humor ver⸗ 
laſſen ſollte, es mit 
an gleichaltrigen 
rüdern nicht ebenſo 
AN 7 früh zu einer lite⸗ 
KUN DK ir X a rariſchen Laufbahn 
AARS N 4 gebracht £ fo liegt 
ichnungen von F. H. Nomb $ i es wahrf einlich da⸗ 
Be von Til Eilenſpiegel, Com 1808 9 ran, daß ihm im 
: achtzehnten Jahrhun⸗ 
dert ein anderer Lügner, der Münchhauſen, zuvorkam, ein ariſto⸗ 
kratiſcher allerdings, dem es nur auf das Lügen, auf die un- 
ſchuldige Renommage, nicht auf das Täufchen und Übervorteilen 
ankommt. Der Baron Münchhauſen war eben ein reicher Herr, 
der bequem auf ſeinem Schloſſe ſaß, und Till Eulenſpiegel war 
ein derber Bauernjunge, der nichts als feinen Humor, feine volfs- 
tümliche Klugheit oder Frechheit hatte, um ſich durch dieſes harte 
Leben hindurchzuſchlagen. 

Das Unwahrſcheinliche an beiden iſt, daß ſie wirklich gelebt 
haben. Wie wir uns ja auch nur mit einiger Mühe vorſtellen können, 
daß es tatſächlich einen Doktor Fauſt aus Anittlingen gegeben hat. 
Sein plebejiſcher Bruder aber, dem nichts an Verkehr mit Geiſtern 
lag, der gut eſſen und trinken, danach gut lachen wollte, war im 
braunſchweigiſchen Kneitlingen geboren und iſt nicht weit davon in 
Mölln begraben. Die Streiche, die er verübte, die Späße, die man 
ihm vielfach nach alten Muſtern zuſchrieb, wurden im Jahre 1519 
durch ein Volksbuch 
aufbewahrt, das erſt 

einhundertfünfzig 

Jahre nach feinem 
Tode erſchien. Es 
gehört zu den meiſt⸗ 
gedruckten Schriften 
des ſechzehnten Jahr⸗ 
hunderts, und jener 
Straßburger Aus- 
gabe, der wahrſchein⸗ 
lich ſchon eine nie⸗ 
derdeutſche voraus- 
gegangen war, ſind 
viele andere Uus- 
gaben und ebenſo 
ſchnell Überſetzungen 
ins Niederländiſche, 
Franzöſiſche, Engliſche gefolgt. 
eine Eſpieglerie ift. 
wurde zu einer internationalen Figur. Aber der aus der neuen 
Buchdruckerkunſt entſprungene Till mußte noch dreihundertfünfzig 
Jahre warten, bis ein richtiger Schriftſteller ihm die Ehre einer 
Neudichtung erwies. Das Buch des Diaemen Charles de Coſter 
iſt auch im Deutſchen berühmt genug, iſt auch in der Überſetzung zu 
einer Art Original geworden; denn obgleich franzöſiſch geſchrieben, 
bezeugt es immer noch germaniſchen Charakter. Es gibt allerdings 
Kritiker, die dem Roman de Coſters eine echte Dolfstümlichfeit nicht 
zuſchreiben wollen, und dieſe Bedenken ſind nicht einfach abzulehnen. 
der vlaemiſche Wiedererwecker gibt feinem Helden Überzeugungen, 
wovon unſer Till — und das macht feinen Reiz — im alten Dolfs- 
buch nichts aufzuweiſen hat. Oder fagen wir, daß fein Heldentum 
fein Humor ift und daß feine Weisheit uns anlächelt, weil fie fih 
als Narrentum gibt. De Coſters Eulenſpiegel iſt ein Patriot, ein 
tüchtiger Soldat und Seemann im Freiheitskampfe der Niederlande 
gegen die ſpaniſche Fremdherrſchaft. Der Roman gibt uns ein 
farbiges Kulturbild jener Epoche, und da der vlaemiſche Dichter fich 
an das Stammesgefühl, an ſtolze, hiſtoriſche Erinnerungen wendet, 
jo mag feine patriotiſche Heimatdichtung im eigenen Lande auch als 
volkstümliches Werk empfunden werden. 

Was war denn Till Eulenſpiegel in unſerem alten primitiven 
Büchlein? Er war alles oder nichts. Jedenfalls kein Kämpfer, 
keinesfalls ein Kerl, der irgend etwas werden wollte. Das Leben 
iſt ſchwer für einen armen Teufel, und wenn es auch nicht traurig 
ſein ſoll, muß man es als Spaß betreiben. Nun hat ein großer 
deutſcher Dichter die aus deutſchem Humor geborene Figur zum 
erſtenmal an fein Herz genommen. Das geſchah nach dem großen 
Kriege, und fo wiſſen wir gleich, aus welchem ſeeliſchen Bedürfnis 
das brüderliche Verhältnis zwiſchen Gerhart Hauptmann und dem 
alten Landſtreicher entſtanden iſt. Auch der Simpliciſſimus, den 
Grimmelshauſen dem deutſchen Volke nach dem Weltkrieg des 
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Man weiß in Frankreich, was 
Der derbe Junge aus deutſchem Bauernblut 


17. Jahrhunderts zum Troft dichtete, hat mit den Glöckchen der alten 
Narrenkappe geklingelt. Unſer Dichter ſetzte ſie ſich wieder auf, weil 
er zu lachen verſuchte, um nicht weinen zu müſſen. Das Buch heißt: 
Des großen Kampffliegers, Landfahrers, Gauklers und Magiers 
Till Eulenſpiegel Abenteuer, Streiche, Gaukeleien, Geſichte und 
Träume. (S. Fiſcher Verlag, Berlin.) 


Till Eulenſpiegel ein Kampfflieger? An diefe Beförderung 
werden wir uns erſt gewöhnen müſſen. Und auch daran, daß er 
Offizier, Ariſtokrat, Ritter des Ordens Pour le merite iſt, ferner 
ein Mann von hoher Bildung, der Goethe und Nietzſche, der Homer 
und Buddha und vieles andere kennt. Die Dichtung ift in Herametern 
geſchrieben, die Gerhart Hauptmann ſchon für fein wundervolles 
Liebesgedicht „Anna“ gebraucht hat. Wir werden uns auch darauf 
vorbereiten müſſen, daß ſchon das antike Versmaß die Kunitlofigkeit 
der alten Vorlage zu 
überlieferten Elemen⸗ 
ten des Wiſſens und 
der Bildung hinauf 
hebt. Der tapfere Sol⸗ 
dat will den Krieg 
vergeſſen, der Bru⸗ 
dermord war; er 
will ſich ſelbſt ver⸗ 
geſſen und nicht mehr 
ſein. Sein Begeh⸗ 
ren nach Seitloſigkeit 
macht ihn zum 
Gaukler, der mit 
der Eule und dem 


Spiegel, der mit 
ſeinem Wägelchen 
und mit ſeinen 


Pferdchen „Gift und 
heit fährt er mitten 
Europas; wir hören 
Kapp⸗Putſch oder von dem ſchlichten Sattler, der das kriegs⸗ 
beſchädigte Deutſchland wieder in den Sattel ſetzt. Dem neuen 
Helden begegnen Geſtalten, Männer und Frauen aus allen Kreifen, 
vom Hofe, vom Heere, von den Amtern, aus Gaſſen und Spelunken, 
aus den Abwäſſern und Sümpfen des Daſeins, und was ſonſt noch 
alles vom Schickſal geſchlagen über die Landſtraße des Lebens ſtreicht. 
Wir begegnen auch Johann Sebaſtian Bach, dem ehrwürdigen 
Kantor der Thomaskirche zu Leipzig; denn die ſehnſüchtige deutſche 
Seele ift hier unterwegs mit ihrer Vergangenheit, mit den alten 
Träumen, die wieder zu Verheißungen werden. Der deutſche Dichter 
iſt unbedingt und unbeſchränkt; er eröffnet ſich die weitere Heimat 
in der Unendlichkeit, er ſchwebt zwiſchen Anfang und Ende der 
Dinge, das wieder ein Anfang iſt. Gerhart Hauptmann folgte Goethe 
zu den Fauſtiſchen Müttern, er ſchafft ſich auch eine mythiſche 
Landſchaft für eine zweite Walpurgisnacht. Wenn Till Eulenſpiegel 
nun ſolche Fahrten unternimmt, ſo iſt damit ſchon geſagt, daß er 
mehr und mehr zum Dichter ſelbſt wird, von dem er direkte und 
letzte Bekenntniſſe empfangen hat, aus der myſtiſchen Tiefe, wo 
Religion wird, wo Menſchheit wird, wo Völker werden mit ihren 
neuen Göttern. Auf ſolche Reife kann die alte Narrenkappe ſchließ lich 
nicht mehr mitgenommen werden und auch die Glöckchen der letzten 
ſchmerzhaften Humore hören auf zu klingeln. Wenn der Dichter ſich 
auf des alten Charon Rücken ſetzt, auf dem ſchon der Fauſt ritt, 
ſo iſt es als ob in dieſer tragiſchen Landſchaft das Unſichtbare 
ſichtbar, das Unhörbare hörbar wird, als ob die Unendlichkeit zu 
klingen beginnt. Gerhart Hauptmann gab uns ein Gedicht von den 
großen Schmerzen, um die er — mit Goethe zu reden — größer 
wurde, als unfer Land, als die Menfchheit blutete. Damit gab er 
uns auch ein Troftgedicht. Indem wir unſere Schmerzen und auch 
unſere Schuld fühlen, empfinden wir uns als Gerettete, als Über- 
lebende, verpflichtet zu Buße, Hoffnung, Tat. Wir können dieſe 
große Dichtung, die aus lauter einzelnen Dichtungen beſteht, 
nicht auf einmal ausdenken, wir werden eine ſchöne Weile 
mit ihr leben müſſen, 
um ihren Reichtum, 
um unſere Bereiche⸗ 
rung ſchätzen zu kön⸗ 
nen. Das iſt die 
Wandlung des alten 
Till Eulenſpiegel zum 
deutſchen, zum tra⸗ 
giſchen Menſchen, der 
„ſein Lachen mit 
Tränen überzahlt“, 
und dieſe Wandlung 
zu einer aufs neue 
ehrwürdigen Figur 
wird wohl ſeine letzte 
geweſen ſein. 


Galle“ die Jahrmärkte befährt. In Wahr⸗ 
durch Deutſchland, das alte leidende Berz 
von wirklichen Vorgängen, etwa von dem 


Der Heimatdienft 


Die internationale Schuldenlast 


und deutsche Reparationslast 


auf Jahre/hinaus wird dieses Problem jeden Politiker, jeden Wirtschaftler, 


jeden deutschen Steuerzahler 

beschäftigen. Unser neues Verlagswerk zeigt den heutigen Stand des 
Weltproblems nicht nur vom deutschen Gesichtspunkt, sondern auch 
vom Gläubiger- und Schuldnerstandpunkt aus. 


Weltverschuldung und deutsche Reparationslast 


von Dr. O. Wingen 
Preis broschiert 1.50 RM. 


!!Etwas Aktuelleres über dieses Problem gibt es nicht!! 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung 
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EIN BUCH, DAS JEDER 
DEUTSCHEKENNENMUSS 


Soeben erscheint 
das 21.—30. Tausend 


VON HANS GRIMM: 
VOLK 
OHNE RAUM 


Der Be deutsche 
icksalsroman 

Zwei Bände von je 650 Seiten. 

Geheftet 20 Mk., in 

Leinen geb. 25 Mk. 
»Die Tat“ Jena: Dieses 
uch ist nicht erdichtet, son- 
dern erlebt — und erlitten. 
as hunderttausende deut- 
Scher Menschen in diesen Jahr- 
zehnten erlebten, ohne es zu 
Wissen, was sie am eigenen 
Leibe erfuhren und doch nicht 
zu deuten wußten, das 
deutsche Volksschicksal 
— das ist hier Gestalt ge- 
. ein Zug von Gestalten, 
4 e lebendig, handelnd, lei- 
end, Mund, der zu dir spricht, 
zuge, das dich ansieht: das 
8 5 du! Hans Grimms Buch 
2 olk ohne Raum“ ist eine 
at und ein deutsches 


geistiges Ereignis. 
8 DURCH ALLE GU- 
N BUCHHANDLUNGEN 


ALBERT LANGEN, MÜNCHEN 
n 


ist die Welt mit allen ihren 
Schönheiten und allen ihren 
Aufstiegsmöglichkeiten jedem, 
der nichts von fremden 
Sprachen weiß. Wenn Sie zu 
den vielen gehören, die keine 
fremde Sprache beherrschen, 
so holen Sie das Versäumte 
nach. Sie erschließen sich da- 
mit nicht nur die weite Welt, 
sondern schaffen sich auch 
innerhalb der Grenzen Deutsch- 
lands Möglichkeiten zum-Vor- 
wärtskommen, an die Sie bisher 
vielleicht niemals gedacht 


m N 
‚vernagelt 
100 % Gehaltserhöhung. — 
Vom Handwerksburschen zum 


Kommerz.-Rat. — Anstellung im Auslande. — Vom Kontoristen zum Prokuristen aufgerückt. — Als 
ehemaliger Volksschüler leitende Stellung erhalten. — Anstellung als Dolmetscher. — Lehrerprüfung 
bestanden. — Als Übersetzer tätig. Von solchen und ähnlichen Erfolgen berichten uns die Schüler 
unserer Methode Toussaint-Langenscheidt aus reiner ‚Begeisterung immer wieder. 5 
Sie haben den Namen Toussaint-Langenscheidt gewiß schon gehört. Wissen Sie aber auch, 
daß Sie durch diese Methode in wenigen Monaten jede fremde Sprache fließend sprechen 
richtig lesen und geläufig schreiben, also vollkommen beherrschen können? Es sind weder 
Vorkenntnisse noch bessere Schulbildung erforderlich. Sie können lernen wann und wo 
Sie wollen. Das Honorar beträgt nur 2,50 M. im Monat, á 
Sehen Sie sich unseren Unterricht an. Teilen Sie uns auf untenstehendem Abschnitt nur 
Ihre Adresse und die Sprache mit, die Sie erlernen wollen. Sie erhalten dann 


EINE PROBELEKTION KOSTENLOS 


portofrei und ohne irgendwelche Verbindlichkeit. — Selbst wenn Sie heute noch 
nicht wissen sollten, wie Sie Sprachkenntnisse einmal verwerten können, wäre 

es falsch von Ihnen, unser Angebot nicht zu beachten. Veränderungen er- 
geben sich oftmals bald im Leben, und viele Tausende, die früher einmal 
aus Liebhaberei Sprachen erlernt haben besitzen heute in ihren gediegenen . 
Sprachkenntnissen die Grundlage für ihre Existenz. Überlegen Sie also 
nicht lange, schreiben Sie heute noch! . Langenscheidtsche 

Verlagsbuchhandlung Prot. 6. Langenscheidt) 6. m. b. l. Berlin- Schõneberg / On u Su. 
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Das Inhaltsverzeichnis Auf den Gabentisch des Amateurs 


ae |I Done Kamera- Amanah 


. Band 18 
1927 EINE JAHRESSCHAU 


DES PHOTOWESENS 


des „Heimatdienst Preis brosch. M. 5.50, gebunden M. 6.80 


ist erschienen 


* 
Es wird auf Wunsch jedem Interessenten kostenlos zu- Pholofreund Jahlbuch 1927/28 


gesandt. Anforderungen sind an den Verlag zu richten. EINE SPIEGELUNG DES LETZTEN 
PHOTOJAHRES 


Beide Jahrbücher sind voll von wertvollen An- 
regungen und Mitteilungen über den 


Alte Kunst r Bayern Stand und die Probleme der 
CC REES DR EIERE EEE FE 


deutshen Amateur- 


Eine Kunstgeschichte Bayerns in Wort und Bild. Heraus- photographie 
gegeben vom Landesamt für Denkmalpflege in München. Preis gebunden M. 6.80 


I. Oberpfälzische Klöster und Wallfahrtskirchen von * 
Felix Mader. 
IL De Unterfränkische Stadt von Bernhard Hermann Zu beziehen durch: 
ött; 7 . . 
III. Das S Unterfränkische Dorf von Josef Maria Ritz. Deutscher Lichtbild Dienst G. m. b. H. 
IV. Unterfränkische Burgen von Karl Gröber. Berlin W 35, Potsdamer Straße 41, Kurfürst 4956 
V. Die Plastik in der Oberpfalz von Karl Gröber. 1 
Das Kunstgewerbe in Unterfranken von Anton Prospekte und Offerten kostenlos und unverbindlich 
Eckhardt. Bewährte Bezugsquelle für Photoapparate 
Die Stadt Passau von Felix Mader. und Photobedarf von Beamtenorganisationen, Mitarbeitern 
. Oberpfälzische Burgen von Karl Gröber. des Heimatdienstes, Amateurvereinen und Photofreunden 
. Unterfränkische Barockschlösser von Josef MariaRitz. 
ee und Dorfkirchen in der Oberpfalz von Felix 
Mader. 
. Malerei in Unterfranken von Bernhard Hermann 


Röttger. 
SE Oberpfälzische Stadt von Bernhard Hermann 
öttger, 
s Malerei in der Oberpfalz von Bernhard Hermann 
Röttger. 
Jeder Band mit einem einführenden Text 
und 96 Abbildungstafeln kostet nur 3 RM. 


neues Städtebuch mit künstlerischen Aufnahmen: 


ALT-FREIBURG 


Von Prof. Dr. JOSEF SAUER 


32 Seiten Text, 5 Textabbildungen, 148 Abbildungstafeln ` 
Preis 5 RM. 


FFC 
Dr. Benno Filser Verlag G. m. b. H. Augsburg Stettin- G rün A of. 


Zur Beachtung für alle Abonnenten des „Heimatdienst“! 


Wir bitten unsere Leser die Bezugsgebühr für das erste Halbjahr 1928 recht- 
zeitig zu überweisen, damit in der Zustellung der Zeitschrift keine Verzögerung 
eintritt. Der Abonnementspreis beträgt für das ganze Jahr Mk. 5, — zuzüglich 
Porto in Höhe von Mk. 1,20. Der Betrag kann in zwei Raten zu je Mk, 3,10 
gezahlt werden. / Überweisungen erbitter wir auf unser Postscheckkonto 
Berlin Nr. 78995 oder Diskonto-Gesellschaft, Depositenkasse Lützowstr. 33/36. 
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